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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Paterna 

(SPD) 


Ist der Bundeskanzler immer noch der Auffas- 
sung, Bundesminister Dr. Schwarz- Schilling sei 
ein Glücksfall für sein Kabinett, weil „er 25 Jahre 
hindurch unternehmerisch erfolgreich tätig war" 
(Dr. Kohl, Plenarprotokoll 9/126), oder ist er in- 
zwischen der Auffassung, daß der Bundesmini- 
ster für das Post- und Fernmeldewesen unver- 
züglich entlassen werden sollte, nachdem die 
von ihm geleitete Firma Sonnenschein in Berlin 
viele Jahre lang auf nicht genehmigten Anlagen 
umweit- und gesundheitsgefährdend produziert 
hat und der dringende Verdacht besteht, daß Dr. 
Schwarz- Schüling für eine Täuschung der Berli- 
ner Genehmigungsbehörden persönliche Ver- 
antwortung trägt? 


Antwort des Staatsministers Vogel 
vom 21. Juni 

Der Bundeskanzler sieht keine Veranlassung, von seinen Ausführungen 
in der Sitzung des Deutschen Bundestages am 10. November 1982 etwas 
zurückzunehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 

Sielall 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Meinung des 
bayerischen Ministerpräsidenten, wonach die 
Ostverträge weder rechtlich noch politisch ir- 
gendeine Bindungswirkung für einen gesamt- 
deutschen Souverän hätte, obwohl die Bundesre- 
gierung ebenso wie die DDR wiederholt erklärt 
haben, daß sie die Oder-Neiße-Linie als West- 
grenze Polens anerkennen und keinerlei Ge- 
bietsansprüche jetzt und in Zukunft gegenüber 
der Volksrepublik Polen erheben würden? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 21. Juni 

In Artikel I des Warschauer Vertrages heißt es: „Die Bundesrepublik 
Deutschland und die Volksrepublik Polen stellen übereinstimmend fest, 
daß die bestehende Grenzlinie . . . die westliche Staatsgrenze der Volks- 
republik Polen bildet. . . . Sie erklären, daß sie gegeneinander keinerlei 
Gebietsansprüche haben und solche auch in Zukunft nicht erheben 
werden. " 

Über die Rechtsposition der Bundesregierung kann kein Zweifel beste- 
hen. Die Bundesrepublik Deutschland konnte bei Abschluß des War- 
schauer Vertrages nur im eigenen Namen handeln und konnte einem 
Friedensvertrag mit einem wiedervereinigten Deutschland rechtlich nicht 
vorgreifen. 
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Was die durch den Warschauer Vertrag geschaffene politische Lage 
anbelangt, so hat die Bundesregirung in ihrer Denkschrift zum War- 
schauer Vertrag die folgende Feststellung getroffen: „Die Bundesregie- 
rung will und kann ein wiedervereinigtes Deutschland durch den Vertrag 
nicht binden. Andererseits wird auch ein wiedervereinigtes Deutschland, 
das das Grundgesetz als friedliches Ziel deutscher Politik voranstellt, die 
bestehende Lage, von der der deutsch-polnische Vertrag ausgeht, nicht 
außer Betracht lassen können." 

Der Bundeskanzler hat hierzu in der Plenar-Debatte des Deutschen 
Bundestages am 27. Februar 1985 ausgeführt: „Wir bekräftigen jetzt und 
für die Zukunft den Warschauer Vertrag und die darin zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen verankerte 
, Unverletzlichkeit der Grenzen und die Achtung der territorialen Integri- 
tät und der Souveränität aller Staaten in Europa in ihren gegenwärtigen 
Grenzen' als ,eine grundlegende Bedingung für den Frieden'. 

Wir, die Bundesrepublik Deutschland und die Volksrepublik Polen, 
haben gegeneinander keinerlei Gebietsansprüche und werden solche 
auch in Zukunft nicht erheben. Meine Damen und Herren, in den Gebie- 
ten jenseits der polnischen Westgrenze leben heute polnische Familien, 
denen diese Landschaften in zwei Generationen zur Heimat geworden 
sind. Wir werden dies achten und nicht in Frage stellen. " 


3. Abgeordneter 

Sielaff 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung vieler 
Vertriebenenfunktionäre, die im „Schlesier" am 
31. Mai 1985 wie folgt formuliert wurde: „Wir 
Ostdeutschen möchten abermals darauf hinwei- 
sen, daß die Volksrepublik Polen nicht berech- 
tigt ist, Land oder sonstiges Grundeigentum zu 
verkaufen oder zu verschenken, das nach gel- 
tendem und zwingendem Völkerrecht nach wie 
vor den aus Ostdeutschland vertriebenen Deut- 
schen gehört", und in welcher Weise hat die 
Bundesregierung die enthaltene Drohung im 
„Schlesier" zurückgewiesen, wonach „jeder, der 
sich jetzt herbeüäßt, von der Volksrepublik Polen 
verwaltetes Land zum Aufbau einer kommunisti- 
schen Kolchose oder Erweiterung seines Betrie- 
bes zu übernehmen" damit rechnen muß, dieses 
Land wieder durch Deutsche zu verlieren? 


4. Abgeordneter 

Sielaff 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in diesen und ande- 
ren Drohungen in dem Artikel „Wir geben nicht 
auf! " im „Schlesier" vom 31. Mai 1985, dem Mit- 
teüungsblatt der Landsmannschaft der Schlesier, 
nicht auch den untauglichen Versuch, eingegan- 
gene Verträge mit der Volksrepublik Polen in 
Zweifel zu ziehen? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 21. Juni 

Die Bundesregierung nimmt zu Meinungsäußerungen in der Presse 
grundsätzlich nicht Stellung. Ich darf aber nochmals wiederholen, daß 
der Bundeskanzler in der zitierten Regierungserklärung darauf hinge- 
wiesen hat, daß jenseits der polnischen Westgrenze heute polnische 
Familien leben, denen diese Landschaften in zwei Generationen zur 
Heimat geworden sind. Wir werden dies achten und nicht in Frage 
stellen. 
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Äußerungen, die diese Achtung vermissen lassen und die mit dem Ver- 
söhnungswillen der großen Mehrheit des deutschen Volkes nicht im 
Einklang stehen, können nicht die Zustimmung der Bundesregierung 
finden. 


5. Abgeordneter 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung den Vorwurf des 
Chefs der US-Behörde für Internationale Ent- 
wicklung, McPherson, bestätigen, wonach in 
den Häfen Äthiopiens und des Sudan eine hal- 
be Mülion Tonnen Nahrungsmittel liegen und 
teüweise verderben, weil die benötigten 
1 500 Lastwagen für den Weitertransport in das 
Landesinnere nicht vorhanden sind, und welche 
internationalen Maßnahmen sind vorgesehen, 
um den Mangel zu beheben? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 24. Juni 

Nach Informationen des Welternährungsprogramms (WEP) liegen in den 
Häfen Äthiopiens (Dschibuti) und des Sudan 415 237 Tonnen Nahrungs- 
mittel. Sie verteilen sich auf Assab (63 465 Tonnen) und Massawa 
(81400 Tonnen) in Äthiopien, Dschibuti (74 372 Tonnen Nahrungsmittel 
für Äthiopien) und Port Sudan (256000 Tonnen), jeweils zum Stichtag 
11. Juni 1985. In Lagern innerhalb Äthiopiens befinden sich laut WEP 
weitere 150 000 Tonnen Nahrungsmittel, die auf ihren Weitertransport zu 
den Hungeropfern warten. 

Nicht bestätigt werden konnte bisher, daß in den Häfen lagerndes 
Getreide in größeren Mengen verdirbt, mit der Ausnahme einer 
6 000 Tonnen Ladung Getreide im Hafen Assab, die infolge Durchnäs- 
sung durch starke Regenfälle für den menschlichen Verzehr unbrauchbar 
geworden sind. 

Die internationale Gemeinschaft konzentriert ihre Hilfsbemühungen in 
Äthiopien und im Sudan auf die Lösung der Probleme im Transportsektor. 
Die meisten Staaten haben die Lieferung weiterer Lastkraftwagen und 
Ersatzteile angekündigt; Luftstreitkräfte mehrerer Staaten - darunter die 
deutsche Luftwaffe - beteiligen sich an Hilfsgüterluftbrücken. 

In Äthiopien demarchierte zusätzlich auf Drängen der wichtigsten Geber- 
länder am 15. Juni 1985 der Exekutivkoordinator des VN-Büros für Not- 
maßnahmen in Afrika, Maurice Strong, bei Staatsoberhaupt Mengistu mit 
dem Ziel, die äthiopische Regierung zu verstärkten eigenen Anstrengun- 
gen im Transportbereich zu veranlassen. Dies solle insbesondere durch 
einen flexiblen Einsatz der vorhandenen Transportkapazität geschehen. 

Im Sudan versuchen Geber und die Regierung, zu finanziellen Einigun- 
gen mit den privaten Fuhrunternehmern zu gelangen, an deren Preisvor- 
stellungen ein massiver Lastkraftwagen- Einsatz bisher gescheitert war. 
Die EG hat darüber hinaus ein 10 Millionen ECU-Programm zur Rehabi- 
litierung der Eisenbahnverbindung in den vom Hunger hauptsächlich 
betroffenen Westteü des Landes in die Wege geleitet. 

Auch die Bundesregierung trägt in erheblichem Maß zu den Anstrengun- 
gen zur Verbesserung der Transportsituation bei. 

So führt sie in Äthiopien seit November 1984 eine Luftbrücke mit zwei 
Transall-Maschinen der Luftwaffe durch, die bisher ca. 25 Millionen DM 
gekostet hat. Die Maßnahme soll bis zum Ende der Regenzeit Ende 
August 1985 fortdauern. Bis Ende April befand sich (ebenfalls seit 
November 1984) eine Reparatur gruppe des Technischen Hilfswerks im 
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Einsatz, die den Fuhrpark der staatlichen äthiopischen Hilfsorganisation 
Relief and Rehabilitation Commission (RRC) betreute. Ein weiterer Ein- 
satz ist vorgesehen nach Eintreffen notwendiger Ersatzteile. Aus Mitteln 
der deutschen Humanitären Hilfe wurden - einschließlich der Lieferung 
von fünf Fahrzeugen - in diesem Bereich 1985 bisher 1,2 Millionen DM 
aufgewandt. 

Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit wurden seit Dezember 
1984 128 Allrad-Lastkraftwagen einschließlich Ersatzteile geliefert. Die 

Lieferung von weiteren ca. 70 Lastkraftwagen mit Anhängern ist vorge- 
sehen. Eine große staatliche Kraftfahrzeug-Reparaturwerkstatt wird 
durch ein inzwischen ausgeweitetes Programm der technischen Hilfe 
ständig verbessert. Insgesamt wurden für diese Maßnahmen 40 Millionen 
DM aus dem Haushalt des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit aufgebracht. 

Im Sudan ist seit dem 31. Mai 1985 ebenfalls die Luftwaffe im Einsatz, um 
dringend benötigte Hilfsgüter in den Westsudan zu bringen. Die Einsatz- 
dauer ist bis zum 10. Juli 1985 vorgesehen. Der UNHCR erhielt aus 
Mitteln der deutschen Humanitären Hilfe drei Lastkraftwagen im 
Gesamtwert von 300 000 DM. Weitere 21 Lastkraftwagen werden in eini- 
gen Monaten der deutschen Welthungerhilfe zum Transport von Hilfsgü- 
tern durch den Tschad nach Westsudan zur Verfügung gestellt. 

Im Bereich der Entwicklungshilfe stehen 10 Millionen DM zur Verbesse- 
rung der Transportsituation des UNHCR (2 Millionen DM) und Interna- 
tionalem Komitee vom Roten Kreuz (IKRK, 8 Millionen DM) bereit. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die innen- 
politische Lage in Nepal, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, um sicherzustellen, daß 
angesichts der Menschenrechtssituation in Ne- 
pal die Projekte im Rahmen der entwicklungs- 
politischen Zusammenarbeit direkt der notlei- 
denden Bevölkerung zugute kommen? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 24. Juni 

Nach dem Volksentscheid vom 2. Mai 1980 wurde das Einheitssystem 
eingeführt, in dem es keine politischen Parteien gibt. Verfassungsrefor- 
men auf der Grundlage dieses Systems bedeuten Schritte in Richtung auf 
eine Demokratisierung, lassen aber keinen Raum für Parteiarbeit, wie sie 
der „Nepali Congress" wünscht. Insbesondere könne, wie der nepalesi- 
sche PM Chand unserem Botschafter erläuterte, das durch Volksabstim- 
mung bestätigte Panchayat-System keine Demonstrationen von Parteien 
dulden, die eindeutig auf die Abschaffung des Panchayat- Systems 
gerichtet seien. PM Chand bezifferte die zur Zeit in Haft befindlichen 
Anhänger des Nepali Congress mit 1 000. 

Die Wahrung der Menschenrechte ist in Nepal - im Rahmen des vom 
Volk getragenen Panchayat-Systems - weitgehend gewährleistet. Dies 
ergaben auch Rückfragen bei Amnesty International sowie die Auskunft 
der Jahrbücher von Amnesty International. 

Die Projekte der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit Nepal 
zielen überwiegend darauf ab, unmittelbar Grundbedürfnisse der notlei- 
denden Bevölkerung zu befriedigen; die betroffene Bevölkerung ist 
dabei in die Projektplanung und -durchführung einbezogen. Das gilt 
beispielsweise für die Vorhaben der integrierten ländlichen Entwicklung 
in Dhading und Tinao Khola sowie für die der Stadtentwicklung in 
Bhaktapur und Dhulikhel. Das Wasserkraft-Projekt Marsyangdi kommt 
der Bevölkerung durch die Energieversorgung für neue gewerbliche 
Arbeitsplätze und die Nahrungsmittelproduktion mit Hilfe elektrischer 
Bewässerung zugute. 


6. Abgeordneter 

Dr. Holtz 

(SPD) 
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7. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Bedenken von 
Wissenschaftlern im Hinblick auf die Berück- 
sichtigung der vollen historischen Wahrheit in 
den deutsch-polnischen Schulbuchempfehlun- 
gen bekannt, und trifft es zu, daß auf Grund der 
Bedenken* von Wissenschaftlern Bundesländer 
nicht zur Übernahme dieser Empfehlungen be- 
reit sind? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 

vom 25. Juni 

1. Auf der 16. Generalkonferenz der UNESCO in Paris im Jahr 1970 
haben die Präsidenten der UNESCO-Kommissionen der Bundesrepu^ 
blik Deutschland und der Volksrepublik Polen die Möglichkeit eines 
Austausches und einer wechselseitigen Begutachtung und Verbesse- 
rung der Geschichts- und Geographiebücher beider Länder bespro- 
chen. Unter Beteüigung des Internationalen Schulbuchinstituts in 
Braunschweig - heute Georg- Eckert-Institut für internationale Schul- 
buchforschung - haben von Februar 1973 bis heute 18 Schulbuchkon- 
ferenzen stattgefunden, die letzte in Naugard (Pommern) vom 28. Mai 
bis 2. Juni 1985. Mitglieder der gemeinsamen Kommission waren 
deutsche und polnische Wissenschaftler (Historiker, Geographen, 
Pädagogen) und Schulbuchexperten. Die 1976 verabschiedeten 
„Empfehlungen für Schulbücher der Geschichte und Geographie der 
Bundesrepublik Deutschland und in der Volksrepublik Polen" spie- 
geln die bis 1975 erzielten Arbeitsergebnisse wider. 

2. Die Bundesregierung unterstützt die Arbeit des Georg-Eckert-Instituts 
und damit auch die Arbeit der deutsch-polnischen Schulbuchkommis- 
sion durch jährliche Zuwendungen, respektiert aber die wissenschaft- 
liche Unabhängigkeit der Kommissionsmitglieder und hat auf die 
Formulierung der Empfehlungen keinen Einfluß genommen. 

3. Der Bundesregierung ist bekannt, daß von (deutschen und polnischen) 
Historikern Kritik an den Empfehlungen geübt worden ist. Auf deut- 
scher Seite richtete sich die Kritik vor allem gegen die Nichterwäh- 
nung des Hitler- Stalin-Paktes. Unbeschadet dieser und anderer Män- 
gel ist die Mehrheit der interessierten Wissenschaftler der Auffassung, 
daß die Empfehlungen gegenüber dem früheren Zustand einen deutli- 
chen Fortschritt markieren und einen wichtigen Beitrag zur Verbesse- 
rung der Schulgeschichtsbücher auf beiden Seiten geleistet haben. 

4. Inwieweit die Empfehlungen in den einzelnen Bundesländern beher- 
zigt werden, entzieht sich der Einflußnahme der Bundesregierung. 

Die Bundesregierung sieht sich deshalb nicht berufen, die Frage zu 
beantworten, ob zutrifft, daß auf Grund der Bedenken von Wissen- 
schaftlern Bundesländer nicht zur Übernahme der deutsch-polnischen 
Schulbuchempfehlungen bereit sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter 

Schäler 

(Offenburg) 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß das Statistische Bundesamt 
zur Vorbereitung der Volkszählung 1983 
10 000 DM im Rahmen eines Preisausschreibens 
ausgelobt hatte, um für Journalisten einen An- 
reiz zur Berichterstattung über die Volkszählung 
1983 zu schaffen, und wieviel Bewerbungsarbei- 
ten sind im Rahmen dieses Preisausschreibens 
eingegangen? 
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9. Abgeordneter 

Schäler 

(Offenburg) 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß dieser Wettbewerb ohne 
Bewertung der eingegangenen Bewerbungsar- 
beiten und ohne Preisverleihung eingestellt wor- 
den ist, und sieht die Bundesregierung darin 
nicht einen Verstoß gegen Treu und Glauben? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 24. Juni 

Das Statistische Bundesamt hat im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit 
zur Volkszählung 1983 am Jahresbeginn einen Journalistenwettbewerb 
ausgeschrieben. Für die besten Pressebeiträge (aktueller Bericht, Repor- 
tage, Leitartikel, Interview, Feuilleton) waren drei Preise von zusammen 
10 000 DM ausgesetzt. „ Teilnahmeberechtigt " waren nach den Äus- 
schreibungsbedingungen „alle Arbeiten, die in der Zeit vom 21. Februar 
1983 bis 27. April 1983 in der Bundesrepublik Deutschland von festange- 
stellten oder freischaffenden Journalisten publiziert" wurden. Als Einsen- 
deschluß war der 16. Mai 1983 festgesetzt. Die Jury zur Bewertung der 
Arbeiten sollte aus Vertretern des Statistischen Bundesamtes und des 
Deutschen Journalistenverbandes gebildet werden. Vor Ablauf der 
Publikationsfrist wurde der Wettbewerb durch die einstweilige Anord- 
nung des Bundesverfassungsgerichts vom 13. April 1983 gegenstandslos. 
Bis zu diesem Zeitpunkt ist von den erwarteten Beiträgen nur ein kleiner 
Teil (35 Beiträge) aus dem Bereich Presse, Funk und Fernsehen einge- 
gangen. Nach dem 13. April 1983 sind im Hinblick auf die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts keine weiteren Beiträge mehr eingereicht 
worden. 

Der Wettbewerb mußte daraufhin ohne Bewertung eingestellt werden. 
Die Chancengleichheit, eine Grundvoraussetzung eines jeden Wettbe- 
werbs, war für die am Wettbewerb interessierten Journalisten, die Bei- 
träge bis zum 13. April 1983 noch nicht abgegeben hatten, nicht mehr 
herstellbar. Dem Wettbewerb war somit die Geschäftsgrundlage entzo- 
gen. Bei dieser Sachlage hegt in der Einstellung des Wettbewerbs ohne 
Bewertung der eingegangenen Bewerbungsarbeiten und ohne Preisver- 
leihung kein Verstoß gegen Treu und Glauben. 


10. Abgeordneter 
Helmrich 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen wird nach Auffassung 
der Bundesregierung das Vierte Gesetz zur Än- 
derung des Abfallbeseitigungsgesetzes auf die 
Tätigkeit und Existenz der bisher im Altstoffhan- 
del tätigen klein- und mittelständischen Unter- 
nehmen und caritativen Organisationen haben? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 24. Juni 

Das Vierte Gesetz zur Änderung des Abfallbeseitigungsgesetzes soll 
Betriebe des Altstoffhandels und Sammlungen caritativer Organisationen 
nicht beeinträchtigen. 

Eines der wesentlichen Ziele der Gesetzesnovelle ist die Verringerung 
der Gesamtabfallmenge u. a. durch verstärkte Sammlung und Verwer- 
tung von Rest- und Altstoffen. Ausschlaggebend für die Formulierung des 
Verwertungsgebotes war, daß über den Altstoffhandel bisher nur ein 
Bruchteil der anfallenden, verwertbaren Altstoffe erfaßt wird. Es ist nicht 
beabsichtigt, über die getrennte Erfassung von Altstoffen im Rahmen der 
Abfallbeseitigung bereits bestehende, gut organisierte und funktionie- 
rende Sammelsysteme des Altstoff handeis oder caritativer Organisatio- 
nen zu verdrängen. 
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Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung obliegt es den beseiti- 
gungspflichtigen Körperschaften, die Grundsätze für eine wirtschaftliche 
Betätigung der Gemeinden zu beachten. Bei Überlegungen zur Steige- 
rung der Abfallverwertungsquote ist deshalb u. a. auch zu berücksichti- 
gen, ob mit bestehenden Sammelsystemen bereits eine regelmäßige, 
flächendeckende und ausreichende Erfassung von Altstoffen^ußerhalb 
der Abfallbeseitigung gewährleistet ist. 


1 1 . Abgeordneter 

Helmrich 

(CDU/CSU) 


Auf welche Untersuchungen in tatsächlicher und 
rechtlicher Hinsicht stützt die Bundesregierung 
ihre in der Begründung des Gesetzentwurfs 
(S. 11) vertetene Auffassung, „daß die Verwer- 
tung von Abfällen im Rahmen der Abfallbeseiti- 
gung die hergebrachte Altstofferfassung über 
gewerbliche und caritative Sammlungen nicht 
entbehrlich macht oder behindern wird"? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 24. Juni 

Die Sammlung von Altstoffen im Rahmen der Abfallbeseitigung soll 
diejenigen Altstoffe erfassen, die heute weder über gewerbliche noch 
über caritative Sammlungen der Verwertung zugeführt werden. 

Untersuchungen zur Wirksamkeit verschiedener Erfassungssysteme der 
Altstoffsammlung belegen, daß der privatwirtschaftlichen Erfassung von 
Altstoffen in Haushalten aus Gründen der Rentabilität Grenzen gesetzt 
sind. Selbst bei einer Optimierung privater Erfassungssysteme würde 
weit mehr als die Hälfte der im Hausmüll enthaltenen Altstoffe weiterhin 
der Abfallbeseitigung zugeführt werden. Diese Einschätzung wird in dem 
vom Batelle-Institut für den Bundesverband Papierrohstoffe im April 1985 
erstellten Gutachten „Abfallwirtschaftliche Betrachtung ausgewählter 
Systeme zur getrennten Altstoffsammlung aus privaten Haushalten" ge- 
teüt. 

Folgende Beispiele verdeutlichen die gegenwärtige, unbefriedigende 
Situation der Altstofferfassung aus Haushalten: 

Der Hausmüll enthält pro Jahr 

- ca. 2,6 Millionen Tonnen Glas; 800 000 Tonnen wurden vom Altstoff- 
handel erfaßt; 

- ca. 5 Mülionen Tonnen Papier; ca. 1,5 Mülionen Tonnen wurden 
erfaßt, davon nur ca. 300 000 Tonnen über gezielte Altpapiersammlun- 
gen in Haushalten. 

Die Altstoffsammlungen in Industrie und Gewerbe werden durch die 
Gesetzesnoveüe nicht berührt. Die Bundesregierung geht außerdem 
davon aus, daß diejenigen Bürger, die Altstoffe für caritative Zwecke den 
entsprechenden Organisationen überlassen wollen, dies auch weiterhin 
tun werden. 


12. Abgeordneter 
Helmrich 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die beseitigungspflichtigen Körperschaften 
bereits heute im Vorgriff auf den Entwurf der 
Gesetzesnovellierung versuchen, den Altstof f- 
handel vom Zugang zu den Altstoffen auszu- 
schließen, indem zum Beispiel 
- der Kreis Dithmarschen seine Gemeinden an- 
hält, in Zukunft privaten Altstoffinitiativen 
keine Sondererlaubnis mehr zu erteüen, 
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- die Stadt Linnich einen Einkaufsmarkt an- 
weist, dafür Sorge zu tragen, daß der Altstoff- 
container einer privaten Firma vom Gelände 
entfernt werde, weil dem in Zukunft tätigen 
Unternehmer daran nicht gelegen sein 
könne? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 24. Juni 

Beseitigungspflichtige Körperschaften haben weder nach geltendem 
Recht eine ausschließliche Zuständigkeit für die Sammlung von Altstof- 
fen noch werden sie durch die Gesetzesnovelle eine solche erhalten. 

Der Handel mit Altstoffen einschließlich des Einsammelns ist nicht 
erlaubnispflichtig. Das Aufstellen von Sammelbehältern auf öffentlichen 
Plätzen bedarf zwar einer Sondererlaubnis, die in Ausübung pflichtgemä- 
ßen Ermessens zu erteüen ist. Ihre Versagung ist anfechtbar. 


13. Abgeordneter 

Helmrich 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
in der Begründung des Gesetzentwurfes ausge- 
sprochene Pflicht der beseitigungspflichtigen 
Körperschaften zur Prüfung der Möglichkeiten 
der Abfallverwertung unter besonderer Berück- 
sichtigung der regionalen Verhältnisse - insbe- 
sondere der bereits bestehenden und möglicher- 
weise ausreichenden Altstofferfassung durch das 
gewerbliche und caritative Sammelsystem — 
auch im Gesetzestext selbst hinreichend klar 
zum Ausdruck kommt und gegebenenfalls wo? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 24. Juni 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind die beseitigungspflichtigen 
Körperschaften auf Grund der im Rahmen kommunaler Selbstverwaltung 
geltenden Grundsätze für eine wirtschaftliche Betätigung der Gemein- 
den gehalten, die Erforderlichkeit eigener Initiativen zur Altstofferfas- 
sung zu prüfen. Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzentwurfes haben sie 
dabei insbesondere auch zu berücksichtigen, ob für die Altstoffe ein 
Markt vorhanden ist oder durch Beauftragung Dritter geschaffen werden 
kann. Als Dritte im Sinne dieser Vorschrift kommen auf Grund ihrer 
Markterfahrung vor allem auch Altstoffhändler in Betracht. 

14. Abgeordneter Besitzt die Bundesregierung eine umfassende 

Würtz Übersicht über Maßnahmen der EG- Staaten, der 

(SPD) Staaten des Commecon sowie anderer europäi- 

scher Länder, die der Reinhaltung der Luft die- 
nen, und wenn ja, von welchen Ländern? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 26. Juni 

Die Bundesregierung besitzt einen Überblick über Luftreinhaltemaßnah- 
men in den europäischen Ländern. Allerdings schwankt die Informations- 
qualität von Land zu Land 

- in Abhängigkeit von den Arten der Emissionsquellen und 

- von der Art der Maßnahmen, z. B. zentraler oder dezentraler Rege- 
lungen. 
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Der Erkenntnisstand über Maßnahmen zur Luftreinhaltung ist außeror- 
dentlich differenziert; er ist vollständig und aktuell bei den Ländern, mit 
denen eine enge bilaterale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Luftrein- 
haltung gepflegt wird, wie beispielsweise mit den Niederlanden, der 
Schweiz und Österreich. 

Die Kenntnis über Maßnahmen in den übrigen EG-Ländern und den 
europäischen OECD-Ländern kann auch als gut bezeichnet werden. 
Neben den Ergebnissen aus den Expertengremien bieten einschlägige 
Forschungsarbeiten und Veröffentlichungen dieser Organisationen, die 
zum Teil auch auf Anregung und mit Finanzierung der Bundesregierung 
erfolgt sind, hierfür gute Grundlagen. 

Prinzipiell gilt dies auch für die osteuropäischen Staaten, soweit Maßnah- 
men zur Luftreinhaltung Gegenstand von ECE-Regelungen oder -Pro- 
grammen waren oder sind. Allerdings lassen Regelungen gerade für 
diese Länder keine zuverlässigen Schlüsse auf die vorgesehenen oder 
durchgeführten Maßnmahmen zu. Die Qualität der Informationen ist 
insbesondere aus den Ländern Polen, der Tschechoslowakei und der 
DDR vergleichsweise am besten. 

Betrachtet man verschiedene Emittentengruppen, so ist der beste Über- 
blick über Maßnahmen zur Abgasbegrenzung bei Kraftfahrzeugen vor- 
handen, da für die west- und osteuropäischen Länder übereinstimmende 
einheitliche ECE-Vereinbarungen bestehen und Informationen über den 
Stand der Kraftfahrzeug-Technik einfach zugänglich sind. 

Auch der Stand der Information über Maßnahmen aus großen Feue- 
rungsanlagen kann bedingt durch die internationalen Aktivitäten in ganz 
Europa im Zusammenhang mit dem Problem der grenzüberschreitenden 
Luftverschmutzung der Schadstoffe Schwefeldioxid und Stickstoffoxid als 
zufriedenstellend bezeichnet werden (ECE-Konvention zur Luftreinhal- 
tung, München-Konferenz, Arbeiten zum Entwurf einer internationalen 
EG- Richtlinie Großfeuerungsanlagen). 

Weniger befriedigend und nicht gleichermaßen flächendeckend sind die 
Informationen über Maßnahmen an den verbleibenden stationären 
Quellen. 

Insgesamt ist darauf hinzuweisen, daß die Aktualität und Qualität des 
Informationsstandes vor allem auf Grund zweier Umstände einge- 
schränkt ist. Die relativ hohe politische Bedeutung der Luftreinhaltung 
bewirkt auch in anderen Staaten eine rasche Veränderung von Maßnah- 
men. Des weiteren können auch Maßnahmen in anderen Bereichen 
direkte oder indirekte Auswirkungen auf die Luftreinhaltung haben. 
Am deutlichsten wird dies bei energiepolitischen Entscheidüngen. 


15. Abgeordneter 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Wie hoch ist die Zahl der Überstunden auf Grund 
der Mehrarbeitsverordnung für Beamte im Be- 
reich des Bundes und der ihm unterstehenden 
Verwaltung? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 27. Juni 

Die Zahl der auf Grund der Mehrarbeitsvergütungsverordnung abgegol- 
tenen Mehrarbeitsstunden der Beamten liegt der Bundesregierung nicht 
vor; sie müßte gegebenenfalls erst in den einzelnen Bereichen ermittelt 
werden. Es ist jedoch der Aufwand an Mehrarbeitsvergütung im Bereich 
des Bundes für das Jahr 1983 bekannt. Er betrug im einzelnen: 

beim Bund (ohne Bahn und Post) = ca. 5,7 Millionen DM 

bei der Deutschen Bundesbahn = ca. 0,5 Millionen DM 

bei der Deutschen Bundespost = ca. 10,5 Millionen DM. 
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Wegen der unterschiedlichen Höhe der nach Laufbahngruppen gestaffel- 
ten Stundensätze ist es nicht möglich, die Zahl der vergüteten Mehrar- 
beitsstunden aus diesen Beträgen zu errechnen. 


16. Abgeordneter Wie viele Arbeitsplätze können geschaffen wer- 

Peter den, wenn die Mehrarbeitsverordnung entspre- 

(Kassel) chend geändert würde? 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 27. Juni 

Eine abstrakte Umrechung vergüteter Mehrarbeit in Arbeitsplätze würde 
den Gegebenheiten der Verwaltungspraxis nicht gerecht. Überstunden 
werden zumeist auf Grund besonderer verwaltungs- oder betriebsbe- 
dingter Situationen und aus Gründen, die oftmals nicht vorhersehbar 
sind, angeordnet oder genehmigt, wie beispielsweise besondere Einsatz- 
lagen, Störungsbeseitigungen, saisonal auftretender Spitzenbedarf, 
hoher Krankenstand, Betriebsunfälle oder -Störungen oder plötzliche 
Verkehrsspitzen. Auch ist das Maß der von einzelnen Beamten geleiste- 
ten Mehrarbeit sehr unterschiedlich. Insoweit verbieten schon die unter- 
schiedlichen Funktionen eine pauschale Umrechnung von Überstunden 
in neue Arbeitsplätze. 

Festzuhalten ist, daß auch im Öffentlichen Dienst Überstunden nur aus 
zwingenden dienstlichen Gründen angeordnet werden sollen. Aber auch 
künftig wird sich Mehrarbeit im öffentlichen Dienst zur Erhaltung eines 
Mindestmaßes an Elastizität in den Verwaltungsabläufen nicht gänzlich 
vermeiden lassen. So ist es beispielsweise nicht möglich, die für Einsätze 
bei Großdemonstrationen erforderlichen Sicherheitskräfte vorzuhalten. 

Es bleibt aber das Bemühen der Bundesverwaltungen und -betriebe, 
Überstunden schon im Interesse des Arbeitsmarktes auf das unumgängli- 
che Maß zu beschränken. Insoweit ist eine seit Jahren stark abnehmende 
Tendenz bezüglich der vergüteten Mehrarbeitsstunden festzustellen. 


17. Abgeordneter 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
die Überstunden auf Grund der Mehrarbeitsver- 
ordnung für Beamte für den Bereich der Länder 
und Gemeinden vor? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 27. Juni 

Für die Länder güt das in Frage 15 Gesagte. In diesem Bereich betrug der 
Gesamtaufwand für das Jahr 1983 ca. 98 Mülionen DM. Für den Bereich 
der Gemeinden liegen der Bundesregierung keine Zahlen vor. 


18. Abgeordnete 

Frau 

Hönes 

(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung der von der Firma Ren- 
tokil vertriebene Sanitact System Service be- 
kannt, und sieht sie gegebenenfalls eine Gefahr 
für die Umwelt, insbesondere für die Gewässer, 
gegeben, wenn das Rentokil- System weit ver- 
breitet zur Anwendung kommt, da die Desinfek- 
tionslösung aus verschiedenen Phenolderivaten 
und Tensiden besteht? 
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19. Abgeordnete 

Frau 

Hönes 

(DIE GRÜNEN) 


Hält sie es aus hygienischen Gründen für not- 
wendig, daß Damenbinden und Tampons nach 
diesem System beseitigt werden, oder teilt sie 
die Auffassung des Hygienikers und Infektions- 
fachmanns, Prof. Daschner, daß dieses „System" 
unnötig ist? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 27. Juni 

Der von der Firma Rentokil entwickelte „Sanitact System Service 11 zur 
Beseitigung von Hygieneabfällen wird aus Umweltschutzgründen nicht 
als vorteilhaft angesehen. Zur Anwendung gelangt eine Desinfektionslö- 
sung, die verschiedene Phenolderivate und Tenside enthält. 

Die bisher praktizierten Methoden zur Beseitigung derartiger Abfälle 
(normalerweise mit dem Hausmüll; im Fall hygienisch bedenklicher 
Abfälle, etwa von kranken Personen, nach thermischer Behandlung oder 
durch Verbrennung) sind hygienisch ausreichend und aus Umwelt- 
schutzgründen nicht zu beanstanden. Insbesondere ist eine Desinfektion 
von Damenbinden und Tampons vor ihrer ordnungsgemäßen Beseiti- 
gung grundsätzlich nicht erforderlich. 

Die Anwendung der oben genannten Desinfektionslösung dagegen wirft 
Probleme mit der Ableitung der verbrauchten Lösung auf. Sie muß über 
eine Kläranlage mit bilogischer Reinigungsstufe erfolgen und dabei vor- 
her ausreichend verdünnt werden. Andernfalls würde die Funktion der 
Reinigungsstufe schwer beeinträchtigt oder völlig zum Erliegen kommen. 


20. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Besitzt die Bundesregierung Informationen dar- 
über, inwieweit sich die durch sie unterstützte 
Aktion „Umweltfreundlich, weil ..." mit dem 
Umweltemblem der Vereinten Nationen (dem 
„Blauen Engel") für umweltfreundliche Produk- 
te steigernd auf die Nachfrage der so ausge- 
zeichneten Produkte ausgewirkt hat? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 27. Juni 

Die Bundesregierung besitzt keine zahlenmäßig abgesicherten und allge- 
meingültigen Informationen über Umsatz Steigerungen als Folge der Ver- 
leihung des Umweltzeichens. Einzelne Firmen ließen jedoch erkennen, 
daß sie Umsatzsteigerungen auf die Verleihung des Umweltzeichens 
zurückführen. Generell ist festzustellen, daß die Zahl der Anträge auf 
Vergabe des Zeichens ständig steigt und in immer stärkerem Maße mit 
dem Umweltzeichen geworben wird. Daraus ergibt sich, daß die Wirt- 
schaft zunehmend das Umweltzeichen als umsatzfördernden Faktor be- 
trachtet. 

21. Abgeordneter Welche anderen Maßnahmen/ Aktivitäten unter- 

Kroll- Schlüter stützt/plant die Bundesregierung, um umwelt- 

( CDU/CSU) freundliche Produkte zu fördern? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 27. Juni 

Die Bundesregierung untertstützt den Absatz umweltfreundlicher Pro- 
dukte -außer durch die Aktion Umweltzeichen - im Rahmen ihrer 
Öffentlichkeitsarbeit. Steuererleichterungen sollen einen Anreiz für den 
Kauf schadstoffarmer Kraftfahrzeuge bieten. 
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Eine wichtige Rolle spielt in diesem Zusammenhang auch das öffentliche 
Beschaffungswesen. Schon heute beziehen Dienststellen von Bund und 
Ländern sowie Kommunen in erheblichem Umfang umweltfreundliche 
Produkte, insbesonder solche mit dem Umweltzeichen. 

Auf Vorschlag des Bundesministers des Innern hat der Ständige Abtei- 
lungsleiterausschuß für Umweltfragen des Bundes im August 1984 
beschlossen, bei Beschaffungen im Bereich der Bundesministerien für 
den eigenen Bedarf umweltfreundliche Produkte verstärkt zu berücksich- 
tigen. Einen entsprechenden Beschluß hat die Umweltministerkonferenz 
im November 1984 gefaßt. Besondere Bedeutung hat der Beschluß der 
Bundesregierung, ab dem Haushaltsjahr 1985 grundsätzlich nur noch 
schadstoffarme Dienst -Personenkraftwagen zu beschaffen. 

Entscheidende Unterstützung hat die Beschaffung umweltfreundlicher 
Produkte durch die öffentliche Hand durch die Neufassung der Verdin- 
gungsordnung für Leistungen - ausgenommen Bauleistungen - (VOL/A) 
erfahren, die am 27. Juni 1984 von der Bundesregierung verabschiedet 
worden ist. Hierdurch wurde die vergaberechtliche Grundlage für die 
Berücksichtigung der Gesichtspunkte des Umweltschutzes durch den 
öffentlichen Arbeitgeber geschaffen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


22. Abgeordneter 

Dr. Schwenk 
(Stade) 

(SPD) 


Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß die 
zu einer eventuellen Neuordnung des Pflege- 
kindschaftsrechts eingeholten und seit fast zwei 
Jahren vorliegenden Stellungnahmen von Ju- 
gendbehörden, Justiz, Fachverbänden und Wis- 
senschaft noch nicht abschließend ausgewertet 
sind, und wann ist mit dem Abschluß der Aus- 
wertung zu rechnen (siehe Antwort des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs beim Bundesmini- 
ster der Justiz, Erhard, vom 22. März 1985 auf die 
Frage des Abgeordneten Kastning, Drucksache 
10/3068, S. 5)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 21. Juni 

Das Bundesministerium der Justiz ist in engem Kontakt mit dem Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit um eine baldige 
abschließende Auswertung der vorhegenden Stellungnahmen bemüht. 
Die Bundesregierung hat organisatorische Maßnahmen getroffen, um 
jede weitere Verzögerung zu vermeiden und wird mit Nachdruck den 
Abschluß der Arbeiten möglichst bald anstreben. 


23. Abgeordneter 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Welchen Fortgang haben die Beratungen im Mi- 
nisterausschuß des Europarates über die Kon- 
vention zum Schutz von Häftlingen gegen Folter 
und grausame, unmenschliche oder entwürdi- 
gende Behandlung oder Strafe (Europäische An- 
tifolterkonvention), und wann ist mit dem Ab- 
schluß der Beratungen zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 21. Juni 

Das Ministerkomitee des Europarates hat entsprechend dem üblichen 
Verfahren den Lenkungsausschuß für Menschenrechte beauftragt, die 
Empfehlung 971 der Parlamentarischen Versammlung mit dem Ziel zu 
beraten, dem Ministerkomitee nach Mitbeteiligung des Strafrechtsaus- 
schusses (CDCP) den Text eines Konventionsentwurfs oder eines anderen 
Rechtsinstruments über den Schutz von Häftlingen vor Folter und grausa- 
mer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe vorzu- 
legen. Das zuständige Expertenkomitee hat sich mit dem Entwurf inzwi- 
schen in vier Sitzungen befaßt. Wann ein solcher Entwurf fertiggestellt 
und dem Ministerkomitee vorgelegt wird, kann z. Z. noch nicht gesagt 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


24. Abgeordneter Wie hoch ist der Anteü an den Städtebauförde- 

Curdt rungsausgaben des Bundes, die im Jahr 1984 

(SPD) bzw. 1985 durch Neuverschuldung des Bundes 

finanziert wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 20. Juni 

Für den Bundeshaushalt gilt der Grundsatz der Gesamtdeckung, so daß 
alle Einnahmen als Deckungsmittel für alle Ausgaben dienen. Die Neu- 
verschuldung kann deshalb nicht auf bestimmte Ausgabearten aufgeteilt 
werden. 


25. Abgeordneter 

Poß 

(SPD) 


26. Abgeordneter 

Poß 

(SPD) 


Entspricht die Erklärung des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister der Finan- 
zen, Dr. Voss, vom 2. Mai 1985 „es sei die wie- 
derholte Aussage der Bundesregierung, daß wei- 
tere Eingriffe in die Gewerbesteuer in dieser 
Legislaturperiode nicht zur Diskussion stehen 
und ohne ein Konzept für die Neuordnung des 
Gemeindefinanzsystems, dem die Betroffenen 
zustimmen können, auch später nicht in Betracht 
kommen", der Auffassung der Bundesregie- 
rung? 

Trifft es zu, daß die davon völlig abweichende 
Erklärung des Parlamentarischen Staatssekre- 
tärs, Dr. Häfele, vor dem CDU- Wirtschaftsrat, „es 
sei völlig verfehlt, die Garantie für die Gewer- 
besteuer, die die Bundesregierung für diese Le- 
gislaturperiode gegeben habe, auf ewige Zeiten 
gleichsam zu verlängern" und „es könne sonst 
irgend etwas schnell beschlossen werden, was 
gar nicht im Interesse der Kommunen sei" 
(s. Handelsblatt vom 24. Mai 1985), nur die Wie- 
derholung der bekannten persönlichen Mei- 
nung von Dr. Häfele darstellt? 
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Hat eine stärkere Investitionstätigkeit der Ge- 
meinden, zu der die Bundesregierung alle Ge- 
meinden wegen ihrer fortgeschrittenen Konsoli- 
dierung ständig auffordert, nicht zwangsläufig 
zur Folge, daß die Gemeinden ihre bisher vorge- 
sehene Neuverschuldung doch wieder erhöhen 
und sich stärker verschulden müssen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. Juni 

Die Bundesregierung nimmt zur Zukunft der Gewerbesteuer eine ein- 
deutige Haltung ein. Der Bundeskanzler hat zuletzt anläßlich der Haupt- 
versammlung des Deutschen Städtetages in Berlin am 12. Juni 1985 die 
Zusage wiederholt, daß weitere Eingriffe in die Gewerbesteuer in dieser 
Legislaturperiode nicht zur Diskussion stehen und ohne ein Konzept für 
die Neuordnung des Gemeindefinanzsystems, dem die Betroffenen 
zustimmen können, auch später nicht in Betracht kommen. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der Finanzen, 
Dr. Hä feie, hat auch bei der von Ihnen erwähnten Veranstaltung auf 
diese eindeutige Haltung der Bundesregierung hingewiesen. Gleichzei- 
tig hat er die Kommunen aufgefordert, sich ihrerseits späteren Überle- 
gungen für eine Neuordnung der Gemeindefinanzen nicht zu verschlie- 
ßen. Damit hat er die Feststellung im Jahreswirtschaftsbericht 1984 unter- 
strichen, in dem darauf hingewiesen wird, daß Voraussetzung für eine 
Neuordnung der Gemeindefinanzen ein umfassendes Konzept für eine 
Gemeinde Steuerreform ist, das von allen Beteiligten gemeinsam erarbei- 
tet und getragen wird sowie einen Interessenausgleich zwischen 
Gemeinden und Unternehmen sicherstellt. 

Die Politik der finanzpolitischen Konsolidierung ist unverzichtbare 
Grundlage für die weitere Entwicklung von Wachstum und Beschäfti- 
gung in unserer Volkswirtschaft. Wachstums- und beschäftigungsför- 
dernde Maßnahmen müssen deshalb im Einklang mit dem Konsolidie- 
rungsziel stehen. Die andernfalls erneut steigende Belastung der Kapital- 
märkte und die zusätzlich steigende Zinsbelastung der öffentlichen 
Haushalte würde den Wachstums- und beschäftigungspolitischen Zielen 
entgegenwirken. Eine Steigerung der öffentlichen Investitionen, insbe- 
sondere der kommunalen Investitionen, ist anzustreben, soweit finan- 
zielle Spielräume vorhanden sind. 

28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Ankurbelung 

Dr. Sperling der Baukonjunktur und zur Entlastung der Um- 

(SPD) weit eine steuerliche Sonderabschreibung für 

die Modernisierung privater Heizanlagen einzu- 
führen, wie sie von der bayerischen Staatsregie- 
rung vorgeschlagen wurde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 24. Juni 

Nach dem von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf zur 
Neuregelung der steuerrechtlichen Förderung des selbstgenutzten 
Wohneigentums soll die Besteuerung des Nutzungswerts der selbstge- 
nutzten Wohnung ab 1. Januar 1987 wegfallen. Für die bisher als Wer- 
bungskostenabzug ausgestaltete Förderung nach § 82 a der Einkommen- 
steuer-Durchführungsverordnung, die u. a. auch Aufwendungen für den 
Einbau bestimmter technologisch neuer Heizungsanlagen einschließt, ist 
in dem Gesetzentwurf eine Übergangsregelung enthalten, die bei selbst- 
genutztem Wohneigentum einen dem Werbungskostenabzug entspre- 
chenden Sonderausgabenabzug vorsieht. Die befristete Weitergeltung 
dieser Förderung hält die Bundesregierung aus energiepolitischen Grün- 
den für geboten, weil diese Anlagen noch nicht genügend wirtschaftlich 
•'md. 


27. Abgeordneter 

Poß 

(SPD) 
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Der erwähnte Vorschlag der bayerischen Staatsregierung wird zur Zeit 
geprüft. 


29. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
hinsichtlich einer Novellierung des Rechtsträger- 
Abwicklungsgesetzes, und wird sie dabei die 
Möglichkeit schaffen, daß Archivbestände, die 
während des Krieges aus dem heutigen Bundes- 
gebiet in die heutige DDR oder in die Sowjetuni- 
on ausgelagert wurden, gegen bei uns gelagerte 
Archivalien aus diesen Gebieten ausgetauscht 
werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. Juni 

Die Bundesregierung hat in der Kabinettsitzung am 22. Mai 1985 den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesentschädigungs- und 
des Rechtsträger- Abwicklungsgesetzes beschlossen (BR-Drucksache 
253/85). Der Entwurf wird z. Z. in den Fachausschüssen des Bundesrates 
beraten. Der Rechtsausschuß und der Innenausschuß haben ihre Bera- 
tung bereits abgeschlossen und keine Einwendungen erhoben. 

Die vorgesehene Änderung des Rechtsträger- Abwicklungsgesetzes geht 
dahin, daß die treuhänderische Verwaltung kriegsbedingt nach West- 
deutschland verlagerter mitteldeutscher Kulturgüter nicht erst mit dem 
Abschluß eines Friedensvertrages oder mit der Wiedervereinigung endet, 
sondern auch dann, wenn diese auf Grund einer Entscheidung des 
Bundesministers des Innern an Personen oder Stellen in der Deutschen 
Demokratischen Republik oder in Berlin (Ost) übertragen werden. 

Dadurch soll der Austausch ausgelagerter Kulturgüter zwischen den 
beiden deutschen Staaten in Einzelfällen nach dem Grundsatz der 
Gegenseitigkeit ermöglicht werden. 

Die Gesetzesänderung bezieht sich nicht auf Kulturgüter, die sich in 
Gebieten jenseits der Oder-Neiße-Grenze sowie in der Sowjetunion 
befinden oder von dort ausgelagert wurden. 


30. Abgeordneter 

Schiatter 

(SPD) 


Wie hat sich die Quote aus Lohn- und Einkom- 
mensteuer und Bruttolohn- und Gehaltssumme 
von 1975 bis 1984 entwickelt? 


31. Abgeordneter 

Schiatter 

(SPD) 


Wie wird sich diese Quote unter Berücksichti- 
gung der Auswirkungen des Steuersenkungsge- 
setzes und der neuesten mittelfristigen Steuer- 
schätzung bis 1989 entwickeln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 24. Juni 

Die Quote aus der Summe der kassenmäßigen Lohn- und Einkommen- 
steuereinnahmen und der Bruttolohn- und -gehaltssumme einschließlich 


Beamtenpensionen stellt sich folgendermaßen dar (in v. H.): 


1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

20,0 

19,4 

20,4 

21,6 

20,8 

20,1 

20,5 

19,8 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

20,0 

20,1 

20,3 

21,1 

20,7 

21,3 

21,4 

22,0 
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Bei Deutung dieser Quote ist zu berücksichtigen, daß die Einnahmen aus 
der veranlagten Einkommensteuer nur insoweit von der Bruttolohn- und 
-gehaltssumme beeinflußt werden, als Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit bei der Veranlagung betroffen sind, während die vom Betrag her 
bedeutsameren Einnahmen aus der Veranlagung der sechs anderen 
Einkunftsarten keinen sachlichen Zusammenhang zur Bruttolohn- und 
-gehaltssumme erkennen lassen. Die Entwicklung dieser Quote hat des- 
wegen keinen erkennbaren Aussagewert. 

Worauf gründet der Bundeskanzler seine Be- 
hauptung (lt. Spiegel Nr. 25 vom 17. Juni 1985 in 
der Fraktionssitzung der CDU/CSU), daß SPD- 
geführte Großstädte die beim Bund bereitliegen- 
den Gelder für Investitionen nicht abrufen wol- 
len, und wie viele Arbeitsplätze gäbe es nach 
seiner Meinung beim Abruf der Gelder mehr? 

Muß nicht vielmehr das SPD-Projekt „Arbeit und 
Umwelt" sofort verabschiedet werden, um die 
Gemeinden und Städte zu Investitionen zu ver- 
anlassen und um damit zur Beseitigung der Mas- 
senarbeitslosigkeit beizutragen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 25. Juni 

Der Bundeskanzler ist sich bewußt und hat dies auch in seiner Rede auf 
der 23. ordentlichen Hauptversammlung des Deutschen Städtetages am 
13. Juni 1985 in Berlin ausgeführt, daß trotz der in den letzten beiden 
Jahren zu verzeichnenden deutlichen Konsolidierungserfolge in den 
Gemeinden die Investitionsentscheidungen mit Blick auf die Folgelasten 
in künftigen Haushaltsjahren sehr sorgfältig abgewogen werden müssen. 
Auch bedarf es nach wie vor bei einer Vielzahl von Gemeinden weiterer 
Konsolidierung. In Übereinstimmung mit den Empfehlungen des Finanz- 
planungsrates, dem auch die kommunalen Spitzenverbände angehören, 
stellt der Bundeskanzler in seinen Äußerungen aber auch die Bedeutung 
der Öffentlichen Investitionen für die weitere Entwicklung von Wachstum 
und Beschäftigung in der deutschen Volkswirtschaft heraus. 

Der Apell, die Politik der Verstärkung Wachstums- und beschäftigungs- 
fördernder Maßnahmen fortzusetzen und eine Steigerung der öffentli- 
chen Investitionen anzustreben, bedeutet keine Kritik an der von den 
Gemeinden bisher verfolgten investitionspolitischen Linie, sondern eine 
Ermunterung, wiedergewonnene oder sich eröffnende finanzwirtschaftli- 
che Handlungsspielräume in diesem Sinne zu nutzen. Im übrigen beab- 
sichtigt die Bundesregierung nicht, wöchentlich erscheinende Spekula- 
tionen und Erfindungen zu bestätigen oder zu dementieren. 

Gegen das SPD-Programm „Arbeit und Umwelt" bestehen schwerwie- 
gende Bedenken. Sie richten sich vor allem gegen die Finanzierung über 
höhere Abgaben („Umweltpfennig"), die zu einer Erhöhung der Energie- 
preise für alle Bürger und Betriebe führen würden. Dadurch käme es zu 
einem Anstieg von Produktionskosten und Preisen mit negativen Auswir- 
kungen auf das verfügbare Einkommen für jeden einzelnen. Ein Rück- 
gang der Nachfrage in den nicht dem Umweltschutz zuzurechnenden 
Bereichen sowie eine Verschlechterung der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft wären die Folge. Von daher 
kann sogar ein Verlust von Arbeitsplätzen nicht ausgeschlossen werden. 

34. Abgeordneter Wie verändert sich die Lohnsteuerquotenent- 

Poß Wicklung - in der Darstellung des Parlamentari- 

(SPD) sehen Staatssekretärs Dr. Häfele in der Drucksa- 

che 10/2243 S. 6 - von 1985 bis 1989 durch die 
letzten Steuerschätzungen? 


32. Abgeordneter 

Reimann 

(SPD) 


33. Abgeordneter 

Reimann 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 26. Juni 

Die Lohnsteuer ist eine besondere Erhebungsform der Einkommensteuer. 
Immer mehr Lohnsteuerzahler sind in den letzten Jahren zur Einkom- 
mensteuer veranlagt worden. Zwischen den kassenmäßigen Einnahmen 
der Lohnsteuer und der veranlagten Einkommensteuer sind steuerrecht- 
lich und veranlagungstechnisch viele Überschneidungen gegeben. So- 
weit bei veranlagten Arbeitnehmern Nachzahlungen und Erstattungen 
- einschließlich anzurechnender Kapitalertragsteuer und Körperschaft- 
steuer- anfallen, werden diese bei der veranlagten Einkommensteuer 
verbucht. 

Bei der Eintragung von Freibeträgen in Verbindung mit Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung ist die Lohnsteuer auf Grund von Verlu- 
sten einer anderen, nicht dem Lohnsteuerabzug unterliegenden Ein- 
kunftsart gekürzt. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß die Lohnsteuer 
auch durch auf der Lohnsteuerkarte eingetragene persönliche Freibe- 
träge, zum Beispiel Altersfreibetrag und Freibeträge für Sonderausgaben, 
gemindert wird, obwohl diese Freibeträge keiner bestimmten Einkunfts- 
art, insbesondere auch nicht den Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit, zuzurechnen sind. 

Der unabhängige Arbeitskreis „Steuerschätzungen' 1 hat sich ausführlich 
mit der unterschiedlichen Entwicklung der Lohnsteuer und der veranlag- 
ten Einkommensteuer beschäftigt. Er kam zu dem Ergebnis, „daß auf 
Grund der steuerrechtlich bedingten gravierenden Überschneidungen 
der beiden Steuerformen eine Trennung oder Bereinigung, etwa zum 
Zweck der Darstellung von Belastungsrechnungen bei Nichtselbständi- 
gen und Selbständigen, methodisch nicht zu leisten und daher unzulässig 
ist". Insbesondere die „Lohnsteuerquote" ist daher kein aussagefähiger 
Maßstab für die Steuerbelastung der Arbeitnehmer oder die Belastung 
der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit. Insgesamt ist die Lage für 
Lohnsteuerzahler günstiger, als es die „Lohnsteuerquote' 1 ausweist. 

Damit kein unwirkliches Büd entsteht, wird das Bundesministerium der 
Finanzen künftig auf eine Bezifferung der „Lohnsteuerquote" verzichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


35. Abgeordneter 

Stockleben 

(SPD) 


Wie hoch war jeweils die Netto-Ölrechnung der 
Bundesrepublik Deutschland in Milliarden DM 
in den Jahren 1981, 1982, 1983 und 1984? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 20. Juni 


Die Netto-Ölrechnung (Ölimporte minus Ölexporte) der Bundesrepublik 
Deutschland entwickelte sich von 1981 bis 1984 wie folgt: 



in Milliarden DM 


1981 

1982 

1983 

1984 

Ölimporte 

72,4 

69,4 

64,6 

69,5 

X Ölexporte 

7,0 

7,2 

6,6 

6,7 

— Netto- 





Ölrechnung 

65,4 

62,2 

58,0 

62,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 7, Reihe 4.1 
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Der Wiederanstieg der Devisenausgaben in 1984 nach einer Reihe von 
Jahren mit abwärts gerichtetem Trend ist im wesentlichen auf den star- 
ken Anstieg des Dollarkurses gegenüber der DM, zu einem geringen Teü 
aber auch auf den Mengenanstieg der Netto -Ölimporte um 1,9 v. H. 
zurückzuführen. 


36. Abgeordneter 

Stockleben 

(SPD) 


Wie hoch war in den einzelnen Jahren von 1970 
bis 1981 die durchschnittliche Preissteigerung im 
Bereich der OECD? 


37. 


Abgeordneter 

Stockleben 


(SPD) 


Wie hoch waren diese Preissteigerungsraten im 
Bereich der OECD in den Jahren 1981, 1982, 
1983 und 1984? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 20. Juni 


Nach Berechnungen der OECD betrug der durchschnittliche Anstieg der 
Verbraucherpreise in der OECD (jeweüs Veränderung in v. H. gegenüber 
dem Vorjahr): 


1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

5,6 

5,3 

4,7 

7,8 

13,4 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

11,3 

8,6 

8,8 

7,9 

9,8 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

12,9 

10,5 

7,8 

5,3 

5,3 


Wie die Preisentwicklung in den großen Industrieländern im einzelnen in 
diesem Zeitraum verlief, ist in der anhegenden Tabelle zusammengestellt 
worden. * ) 


38. Abgeordneter 

Stockleben 

(SPD) 


Wie hoch war in den einzelnen Jahren von 1970 
bis 1981 insgesamt die Neuverschuldung aller 
OECD-Staaten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 20. Juni 


Die Neu Verschuldung der Öffentlichen Gesamthaushalte aller OECD- 
Staaten hat sich im Zeitraum 1970 bis 1983 wie folgt entwickelt (Neuver- 
schuldung in v. H. des Bruttosozialprodukts): 


1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

- 0,2 

- 0,8 

- 0,5 

+ 0,3 

- 0,5 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

- 3,9 

- 2,6 

- 2,0 

- 2,5 

- 2,0 

1980 

1981 

1982 

1983 


- 2,4 

- 2,9 

- 4,2 

- 4,6 



In den großen Industrieländern verlief die jährliche Neuverschuldung 
sehr unterschiedlich; die beüiegende Tabelle vermittelt einen Eindruck 
über die z. T. gegensätzliche Entwicklung in den letzten Jahren. *) 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Satz 3 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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39. Abgeordneter 
Michels 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung angeben, in welchem 
Ausmaß sich der Konzentrationsprozeß im Le- 
bensmittelhandel in den Jahren 1983 und 1984 
fortgesetzt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 24. Juni 

Über die Entwicklung des Lebensmittelhandels liegen offizielle Daten 
aus der Handels- und Gaststättenzählung 1979 sowie aus den Umsatz- 
steuerstatistiken 1980 und 1982 vor. 

Dieses Zahlenmaterial ist im neuesten Sondergutachten der Monopol- 
kommission über die Konzentration im Lebensmittelhandel eingehend 
analysiert worden. Daraus ergibt sich, daß die Zahl der Einzelhandelsun- 
ternehmen, die schwerpunktmäßig im Lebensmittelhandel tätig waren, 
von 1968 bis 1979 laut Handelszählung um 38 v. H. auf 103 025 zurückge- 
gangen ist. Von 1980 bis 1982 verringerte sich die Zahl der Steuerpflichti- 
gen in diesem Handelsbereich um 4 v. H. auf 86 501. Nach Berechnungen 
der Monopolkommission unter Hinzuziehung weiteren Datenmaterials 
haben sich von 1978 bis 1983 insbesondere die zehn größten Unterneh- 
men im Lebensmitteleinzelhandel als besonders expansiv erwiesen. 

Für die Jahre 1983 und 1984 hegen noch keine offiziellen Daten zur 
Konzentrationsentwicklung vor. Hierzu werden Informationen durch den 
Handelszensus 1985 und die Umsatzsteuerstatistik 1984 geliefert werden. 
Die Ergebnisse dieser beiden Zählungen werden voraussichtlich im 
Herbst 1986 vorliegen. 


40. Abgeordneter 
Michels 
(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen hat nach Meinung der 
Bundesregierung der Rückgang der Einzelhan- 
delsgeschäfte, insbesondere für die flächendek- 
kende Versorgung des ländlichen Raumes, und 
welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um weitere Konzentrations- 
prozesse im Lebensmittelhandel zu stoppen und 
eine flächendeckende Lebensmittelversorgung 
zu gewährleisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 24. Juni 

Es ist nicht zu verkennen, daß durch den Rückgang der Einzelhandelsge- 
schäfte die Zahl kleinerer Ortschaften ohne Lebensmittelgeschäft größer 
geworden ist. Die hohe Mobilität der Verbraucher - 80 v. H. der ländli- 
chen Haushalte verfügen über einen Personenkraftwagen, der in 75 v. H. 
der Fälle für Einkäufe zur Verfügung steht - und der Ausbau der Bevorra- 
tung seinrichtungen- 80 v. H. der ländlichen Haushalte besitzen Tiefkühl- 
einrichtungen -haben dazu geführt, daß Lebensmittel auch von ländli- 
chen Kunden in der Regel im Groß- und Verbundeinkauf bei größeren 
Anbietern eingekauft werden. Insofern hat das ortsansässige kleine 
Lebensmittelgeschäft nicht mehr die Bedeutung wie früher, wobei auch 
gesehen werden muß, daß es teilweise durch mobile Verkaufsstellen 
(Marktanteil 3 v. H.) ersetzt worden ist. 

Nach Untersuchungen der Forschungsstelle für den Handel in Berlin, die 
im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft durchgeführt wurden, 
dürfte der Anteil der Haushalte, die auf Grund ihrer Struktur (ältere und 
behinderte Menschen, Haushalte ohne Personenkraftwagen) möglicher- 
weise mit Versorgungsproblemen rechnen müssen, relativ gering sein. 
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Die Bundesregierung beabsichtigt, wie im Jahreswirtschaftsbericht ange- 
kündigt, das Gutachten der Monopolkommission mit den zuständigen 
Verbänden und Organisationen der Wirtschaft ausführlich zu erörtern. 
Das Ergebnis dieser Anhörung wird sie in ihren weiteren Meinungsbil- 
dungsprozeß einbeziehen. Insofern erscheint deshalb eine Äußerung 
hinsichtlich eventuell zu treffender Maßnahmen im Augenblick verfrüht. 
Auch das Ergebnis der Gerichtsentscheidungen zu mehreren Pilotverfah- 
ren des Bundeskartellamtes wird abzuwarten sei. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


41. Abgeordneter 

Boroffka 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Untersuchungsergeb- 
nisse staatlicher Stellen im Freistaat Bayern be- 
kannt, wonach durch Zugabe von zerkleinerter 
Fichtenrinde zur Gülle (ca. 25 Kilogramm/m 3 ) 
durch Bindung des nitrifizierten Stickstoffs der 
Gülle an die Rinde sowohl die Auswaschung in 
das Grundwasser weitestgehend verhindert wie 
gleichzeitig eine Langzeit-Düngewirkung erzielt 
wird, die zu deutlich verbesserten Erträgen 
führt? 


42. Abgeordneter 

Boroffka 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um dieses preisgünstige Ver- 
fahren, das keine zusätzlichen Investitionen der 
Landwirte erfordert, möglichst rasch bundesweit 
in die Praxis umzusetzen, um damit die bekann- 
ten Grundwasserbelastungen durch die Gülle- 
Aufbringung zu vermeiden und gleichzeitig die 
Ertragslage der deutschen Landwirte ohne Ein- 
satz staatlicher Mittel zu verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 21. Juni 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Stadt Aschaffenburg in Labor- 
untersuchungen ein Verfahren zur Nitratreduzierung im Trinkwasser 
durch Rindenmulch entwickelt hat und es für möglich hält, dies in 
ähnlicher Weise bei Gülle einzusetzen. In einer Stellungnahme der Bun- 
desforschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode 
(FAL) wird dazu bemerkt, daß eine Übertragung des Verfahrens auf 
Gülle problematisch sei, da in der Gülle über hundertmal mehr Stickstoff 
als im Wasser enthalten ist. Ungefähr die Hälfte des Gülle Stickstoffs liegt 
dabei in anorganischer Form vor, jedoch fast ausschließlich in der Ammo- 
niumform. Wegen der noch offenen Fragen hat sich daher die FAL für ein 
klärendes Gespräch angeboten. 

Zur Behandlung und Aufbereitung der Gülle sind in Bund und Ländern 
bereits zahlreiche Maßnahmen durchgeführt worden, sie reichen von der 
Intensivierung der Beratung über Ausbringungsregelungen für Gülle bis 
hin zum Einsatz von Nitrifikationshemmern. Eine Übersicht über den 
derzeitigen Stand der Arbeiten bietet z. B. das vom Kuratorium für Tech- 
nik und Bauwesen in der Landwirtschaft e. V. (KTBL) herausgegebene 
Arbeitspapier „Umweltgerechte Flüssigmistverwertung". Ferner wird auf 
die Forschungsarbeiten der FAL bezüglich Kompostierung von Gülle 
unter Zusatz von Stroh und anderen Zuschlägen sowie auf die umfangrei- 
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chen Arbeiten der Länder bezüglich Gülle, deren Lagerung und Ausbrin- 
gung hingewiesen. Sollte sich erweisen, daß auch die Zugabe von Fich- 
tenrinde eine brauchbare Lösung darstellt, werde ich mich gemeinsam 
mit den Ländern für die Umsetzung in die Praxis einsetzen. 


43 . 


Abgeordneter 

Paintner 


(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch den 
überhöhten Anfall von Jungbullen an den Märk- 
ten und die Tatsache, daß nur Vorderviertel in- 
terveniert werden, die Preise für Hinterviertel 
drastisch gefallen sind und die Erlösereinbußen 
für Landwirte in der Zwischenzeit pro Bulle eini- 
ge hundert DM betragen, und ist die Bundesre- 
gierung bereit, sich schnellstens bei der Europäi- 
schen Gemeinschaft dafür einzusetzen, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland vorüberge- 
hend auch Hinterviertel interveniert werden 
können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 20. Juni 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich die Bullenpreise in der Bun- 
desrepublik Deutschland auf Grund erhöhter Marktanlieferungen von 
Stallmastbullen in den letzten Wochen weiter abgeschwächt haben. 

Angesichts dieser Tatsache hat die Bundesregierung bereits Ende Mai 
1985 bei der EG-Kommission einen Antrag auf zusätzliche Marktstützung 
in Form einer neuen EG-Beihilfenaktion für die private Lagerhaltung von 
Rindfleisch gestellt. Dieser Antrag wurde jedoch leider am 7. Juni 1985 
im Verwaltungsausschuß „Rindfleisch" von den EG-Behörden abgelehnt, 
zumal er keine Unterstützung von anderen Mitgliedstaaten fand. Begrün- 
det wurde diese Ablehnung mit dem Hinweis auf die vergleichsweise 
bessere Marktlage in anderen EG-Ländern. Daraufhin hat die Bundesre- 
gierung am 12. Juni 1985 zwecks Stabilisierung der Marktsituation in 
Brüssel eine Anhebung der Exporterstattungen für Heisch von männli- 
chen Rindern um mindestens 10 v. H. gefordert. Die EG-Kommission war 
bisher nicht bereit, diesem Antrag zu folgen. 

Sie ersehen daraus, daß die Bundesregierung bereits alle möglichen 
Anstrengungen unternommen hat, EG-Maßnahmen zur Verbesserung 
der Einkommenssituation der deutschen Bullenmäster herbeizuführen. 

Ihre Forderung, bei der EG-Kommission eine Ausnahmeregelung für die 
Bundesrepublik Deutschland zu erwirken, neben Vordervierteln auch 
Hinterviertel von Jungbullen zu intervenieren, hat keinerlei Aussicht auf 
Erfolg. Die Kühlhauskapazitäten in unserem Lande sind weitgehend 
ausgeschöpft, und die Bundesregierung mußte bereits eine Ermächti- 
gung zur Auslandslagerung von Rindfleisch beantragen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß auch während des Weideabtriebs noch ausrei- 
chende Lagerkapazitäten erforderlich sind. Trotz günstiger Abgabepreise 
erfolgt z. Z. kaum ein Abfluß von Interventionsware, so daß ein weiteres 
Anwachsen der Interventionsbestände zu befürchten ist. 

Die deutsche Delegation wird sich in Brüssel aber weiter mit Nachdruck 
für eine Anhebung der Exporterstattungen für Jungbullenfleisch einset- 
zen, um auf diesem Wege dem Anliegen der Bullenmäster auf verbes- 
serte Marktverhältnisse Rechnung zu tragen. 


44. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Klagen darüber be- 

Paintner kannt, daß verbilligt eingelagertes, sogenanntes 

(FDP) BALM-Fleisch bei der Auslagerung nicht an 
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das mittelständische Metzgerhandwerk abgege- 
ben wird, und wenn ja, welche Folgerung zieht 
sie daraus? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 24. Juni 

Der Bundesregierung sind Klagen darüber bekannt, daß sich Betriebe des 
Fleischerhandwerks in der Bundesrepublik Deutschland bisher weitge- 
hend nicht an den Verkaufsaktionen der deutschen Interventionsstelle 
von Rindfleisch für Verarbeitungszwecke beteiligen konnten. Die 
Gründe dafür sind auf die bestehenden EG-Vorschriften zurückzuführen, 
die u. a. Mindestmengen bei der Abnahme des Interventionsfleisches 
vorschreiben, die der einzelne mittelständische Metzgerbetrieb nicht 
erfüllen kann. Auch hinsichtlich der Überwachung der Maßnahme in 
vielen kleinen Einzelbetrieben ergeben sich auf Grund der bestehenden 
Verarbeitungsauflage in EG-Vorschriften erhebliche Schwierigkeiten. 

Die Bundesregierung hat jedoch volles Verständnis für die nachhaltigen 
Bemühungen des Deutschen Fleischerverbandes um Beteiligung an den 
genannten BALM-Verkaufaktionen. Sie wird sich daher an die EG- 
Kommission wenden, um baldmöglichst eine Lösung zu finden, damit 
künftig auch mittelständische Metzgerbetriebe am verbilligten Absatz 
von Interventionsfleisch partizipieren können. 

45. Abgeordneter Ist außerdem der Bundesregierung bekannt, daß 

Paintner Supermärkte mit Mitteln der Centralen Marke- 

(FDP) tinggesellschaft der Deutschen Agrarwirtschaft 

Werbung betreiben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 24. Juni 

Auf Grund des Absatzfondsgesetzes fördert die Centrale Marketirigge- 
sellschaft der Deutschen Agrarwirtschaft (CMA) den Absatz deutscher 
agrarwirtschaftlicher Erzeugnisse mit modernen Mitteln und Methoden. 
Ein wichtiges Instrument der Absatzförderung ist die warenbegleitende 
Verkaufsförderung im Lebensmittelhandel, beim Fleischer- und Bäcker- 
handwerk sowie in der Gastronomie. Im Vordergrund steht dabei die Er- 
haltung und Steigerung des Absatzes deutscher Erzeugnisse und nicht 
die Werbung für beteiligte Unternehmen oder Unternehmensformen, wie 
z. B. Supermärkte. Die CMA fördert deshalb nur Aktionen, die zielge- 
recht ausgestaltet sind. Sie achtet dabei auf Wahrung der Wettbewerbs- 
neutralität. An den Kosten beteüigt sie sich nur anteilig. Den größeren 
Teil tragen die Beteiligten. Neben der vorherigen Prüfung sorgt die CMA 
durch Erfolgskontrollen dafür, daß die Verkaufsförderungsmaßnahmen 
den genannten Vorgaben des Absatzfondsgesetzes entsprechen. 

Im übrigen sei darauf hingewiesen, daß die CMA nur erfolgreich sein 
kann, wenn sie ihre Werbemaßnahmen an geeigneter Stelle und mit 
wirksamen Methoden durchführt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


46. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung die Bewilligungsquo- 
ten der einzelnen Rentenversicherungsträger 
(auch regional) bei Heilverfahrens- bzw. Renten- 
anträgen bekannt, und womit sind etwaige Un- 
terschiede zu erklären? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höplinger 
vom 25. Juni 

Der Bundesregierung sind die Bewilligungsquoten der einzelnen Renten- 
versicherungsträger bei Anträgen auf medizinische Rehabilitationsmaß- 
nahmen nicht bekannt. Sie verfügt allerdings über Daten aus den einzel- 
nen Versicherungszweigen. So haben z. B. in den ersten vier Monaten 
dieses Jahres die Träger der Arbeiterrentenversicherung 83 f 3 v. H., die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 83,6 v. H. und die Bundes- 
knappschaft 87,4 v. H. der Anträge bewilligt. 

Die hiernach bestehenden geringfügigen Unterschiede sind möglicher- 
weise auf Einflüsse zurückzuführen, die auf regionalen Besonderheiten 
beruhen. Auch wird die Anzahl der Fälle, in denen schon die versiche- 
rungsrechtlichen Voraussetzungen nicht erfüllt sind, bei den einzelnen 
Rentenversicherungsträgern häufig voneinander abweichen. Schließlich 
dürfte vor allem die medizinische Beurteilung, die sich nur nach dem 
jeweiligen konkreten Befund des Antragstellers richten kann, zu Abwei- 
chungen bei der Bewilligungsquote der einzelnen Träger führen. Um 
insoweit die Gleichbehandlung der Versicherten zu gewährleisten, hat 
der Verband deutscher Rentenversicherungsträger Musterrichtlinien 
erlassen und ergänzend hierzu sozialmedizinische Entscheidungshilfen 
erarbeitet. 

Die Bewilligungsquote der einzelnen Rentenversicherungsträger bei 
Rentenanträgen sind der Bundesregierung bekannt; ich gehe dabei 
davon aus, daß sich Ihre Frage auf die Renten wegen Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit bezieht. Im Jahr 1984 betrug die Bewilligungsquote 
dieser Renten, soweit es sich nicht um Vertragsrenten handelt, in der 
Arbeiterrentenversicherung 61 v. H., in der Angestelltenversicherung 
65 v. H. und bei der knappschaftlichen Rentenversicherung 64 v. H. der 
erledigten Anträge. In der Arbeiterrentenversicherung bewegte sich 
nach den mir vorliegenden Daten die Bewilligungsquote der einzelnen 
Versicherungsträger zwischen 51 v. H. und 70 v. H. 

Diese Unterschiede in den Bewilligungsquoten dürften im wesentlichen 
auf regionale Ursachen zurückzuführen sein, die sich bei den bundeswei- 
ten Trägern offenbar intern ausgleichen. So beeinflußt die regional sehr 
unterschiedliche Lage am Arbeitsmarkt einmal das Verhalten der Versi- 
cherten im Hinblick auf eine Rentenantragstellung, aber auch das Vorlie- 
gen der Voraussetzungen für die Bewilligung von Renten, weil nach der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung u. a. die Möglichkeiten der Arbeits- 
platzvermittlung im bestimmten Umfang unmittelbar entscheidend sind 
für das Vorliegen von Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit. Hinzu kommen 
regionale Unterschiede bei der Beratung der Versicherten bereits im 
Vorfeld des Versicherungsträgers durch Versichertenälteste oder bei- 
spielsweise Versicherungsämter. Die sachgerechte Beratung kann dazu 
führen, daß offensichtlich unbegründete Anträge von vornherein nicht 
gestellt werden. 

47. Abgeordneter 

Kohn 

(FDP) 


Ist es zutreffend, daß bei der Besetzung der 
Sachverständigenkommission für eine gesund- 
heitspolitische Gesamtkonzeption für die Bun- 
desrepublik Deutschland der Sachverstand der 
Apothekerschaft nicht einbezogen werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 21. Juni 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat die im Vorbereiten- 
den Ausschuß der Konzertierten Aktion im Gesundheitswesen vertrete- 
nen Organisationen gebeten, Vorschläge für die Besetzung eines Sach- 
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verständigengremiums zu unterbreiten, das der Konzertierten Aktion im 
Gesundheitswesen bei der Entwicklung medizinischer Örientierungsda- 
ten Hilfestellung geben soll. Der Konzertierten Aktion und ihrem Vorbe- 
reitenden Ausschuß gehört auch die Bundesvereinigung Deutscher Apo- 
thekerverbände (ABDA) an. Bislang hegen Vorschläge der Beteiligten 
noch nicht vor. Ebensowenig bestehen* Vorab sprachen über die Beset- 
zung des Gremiums. 


48. Abgeordneter 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Zahlen darüber 
vor, wie viele Bundesbürger derzeit in Nerven- 
krankenhäusern und anderen therapeutischen 
Institutionen versorgt werden müssen, bei deren 
Krankengeschichte die Zugehörigkeit zu einer 
Sekte, bzw. Guru- oder Psycho-Bewegung oder 
eine aus derartigen Quellen stammende Medi- 
tation s- oder Therapietechnik eine entsprechen- 
de Rolle spielt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 21. Juni 

Der Bundesregierung hegen keine Zahlen darüber vor, wie viele Bundes- 
bürger derzeit in Nervenkrankenhäusern und anderen therapeutischen 
Institutionen versorgt werden müssen, bei deren Krankengeschichte die 
Zugehörigkeit zu einer Sekte, bzw. Guru- oder Psycho-Bewegung oder 
eine aus derartigen Quellen stammende Meditations- oder Therapietech- 
nik eine entsprechende Rohe spielt. 

Selbst Diagnosestatistiken, die es in Schleswig-Holstein und im Bereich 
der gesetzhchen Krankenversicherung gibt, helfen bei der Beantwortung 
dieser Frage nicht weiter. Eine Diagnosestatistik gibt zwar Auskunft über 
die Krankheit des Patienten, sie sagt aber nichts darüber aus, welche 
Ursachen zu dieser Krankheit geführt haben. 


49. Abgeordneter 
Keller 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, nach positiven 
Erfahrungen nach dem Vorbüd des in Belgien 
eingeführten Sozialversicherungsausweises in 
gleicher Sache in der Bundesrepublik Deutsch- 
land initiativ zu werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 27. Juni 

Das belgische Gesetz vom 29. Januar 1985 über die Einführung einer 
Sozialversicherungskarte überläßt die Festlegung der äußeren Form der 
Karte und der Bedingungen und Einzelheiten ihrer Ausstellung sowie 
ihrer Verlängerung einer königlichen Verordnung. Diese Verordnung ist 
bisher nicht ergangen. 

Erfahrungen über die Auswirkungen der belgischen Sozialversiche- 
rungskarte, die von der Bundesregierung bei ihren Überlegungen über 
zusätzliche Maßnahmen zur Bekämpfung illegaler Beschäftigung genutzt 
werden könnten, gibt es deshalb bisher nicht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


50. Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


51. Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Idee der 
neugegründeten Gesellschaft für Militärökono- 
mie, eine Europa-Bank zur Finanzierung von 
Verteidigungsausgaben durch die Ausgabe von 
Verteidigungsanleihen zu schaffen? 

Achtet der Bundesminister der Verteidigung bei 
der Auftrags vergäbe von Bewachungsaufgaben 
an private Firmen des Bewachungsgewerbes auf 
die Einhaltung arbeits- und tarifrechtlicher Re- 
gelungen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 21. Juni 

Die Vergabe von Bewachungsaufträgen richtet sich nach der Verdin- 
gungsordnung für Leistungen (VOL/A). Diese für alle öffentlichen Auf- 
traggeber maßgebende Richtlinie wird wesentlich durch den Wettbe- 
werbsgrundsatz bestimmt. Demzufolge dürfen bei der Auftragsvergabe 
nur auftragsbezogene Gesichtspunkte, also neben dem Preis z. B. Lei- 
stungsfähigkeit, Fachkunde und Zuverlässigkeit der anbietenden Firma, 
berücksichtigt werden. Die Beachtung arbeits- und tarifrechtlicher Rege- 
lungen durch die Firmen gehört als sogenannter vergabefremder Aspekt 
nicht zu den zu berücksichtigenden Kriterien. Eine Einflußnahme auf die 
Firmen zur Wahrung der Tariftreue wäre ein unzulässiges wettbewerbs- 
fremdes Verhalten. 

Aus der bisherigen Vergabepraxis ergeben sich jedoch keine Hinweise, 
daß Firmen auf Grund wettbewerbsverzerrender Angebote zum Zuge 
kamen. Sollten sich dennoch derartige Verstöße abzeichnen, wird bei der 
Vergabe sachgerecht reagiert. 

Die Bundeswehr ist im Rahmen der durch die VOL/A gesteckten Grenzen 
bemüht, soziale Härten zu vermeiden. Die aus Sicherheitsgründen gefor- 
derte Kontinuität und Qualität der Bewachung gewährleistet in der 
Mehrzahl der Fälle den Rückgriff auf das bewährte Personal. Zudem 
werden die Verträge nur alle fünf Jahre und nur beschränkt ausgeschrie- 
ben. Bei den Vergaben der letzten Jahre haben nahezu zwei Drittel der 
bisherigen Vertragspartner erneut den Zuschlag erhalten. Neue Bewer- 
ber kommen nur dann zum Zuge, wenn sie eine mindestens zweijährige 
unternehmerische Tätigkeit in einem leistungsfähigen Bewachungsun- 
ternehmen ausgeübt haben. 


52. Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


Ist dem Bundesministerium der Verteidigung in 
diesem Zusammenhang bekannt, daß unge- 
rechtfertigte Wettbewerbsvorteile entstehen, 
wenn Unternehmen arbeits- und tarifrechtliche 
Regelungen mißachten, und wenn ja, in welcher 
Form werden die Bestimmungen der Verdin- 
gungsordnung für Leistungen beachtet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 24. Juni 

Bei der von Ihnen angesprochenen Idee handelt es sich um einen Diskus- 
sionsbeitrag eines Mitglieds der Gesellschaft für Militärökonomie (Prof. 
Dr. Kirchhoff, Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung, 
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Mannheim), der anläßlich einer Tagung der Gesellschaft am 31. Mai/ 
1. Juni 1985 in Mannheim vorgetragen wurde. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung ist Inhalt des Vorschlages, einen 
Finanzierungspool für die europäische Rüstungsindustrie einzurichten, 
der Firmen mit geringerer Eigenkapitalausstattung die notwendige 
Liquidität zur Vorfinanzierung von Rüstungsaufträgen zur Verfügung 
stellen soll. 

Insoweit ist ein Bezug zur Finanzierung von öffentlichen Verteidigungs- 
ausgaben nicht gegeben. 


53. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bis zum 
heutigen Tag das Tarif ergebnis von 1985 im öf- 
fentlichen Dienst, in dem festgelegt wurde, 
daß Beschäftigte mit über 58 Jahren zwei freie 
Tage bekommen, auf die Beamten in der 
Wehrbereichsverwaltung VI noch nicht voll 
übertragen worden ist, obwohl Bundesminister 
Dr. Zimmermann dies in einer Erklärung zum 
Tarifabschluß zusicherte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 27. Juni 

Um personelle und zeitlich bedingte Schwierigkeiten bei der Abwicklung 
des freien Tages für das erste Halbjahr 1985 zu vermeiden, erklärte sich 
der Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen im Mai 1985 damit einverstanden, Beamten im Vorgriff 
auf die beabsichtigte Regelung ab sofort einen arbeitsfreien Tag zu 
gewähren. Die Wehrbereichsverwaltung VI hat meinen entsprechenden 
Erlaß vom 20. Mai 1985 Anfang Juni 1985 erhalten. Es ist sichergstellt, 
daß die betreffenden Beamten des Wehrbereichs VI den freien Tag für 
das erste Halbjahr 1985 unverzüglich erhalten. 


54. Abgeordneter 

Sieler 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Rundfunkge- 
bühren für private Rundfunkgeräte von wehr- 
pflichtigen Soldaten in den Kasernen während 
ihres Grundwehrdienstes zu übernehmen, und 
wie hoch wird der finanzielle Aufwand hierfür 
eingeschätzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 25. Juni 

Den grundwehrdienstleistenden Soldaten stehen für Betreuungszwecke 
6 600 Hörfunk- und 8 000 Fernsehgeräte zur Verfügung. Das sind im 
Durchschnitt je Kompanie mindestens zwei Hörfunk- und zwei Fernseh- 
geräte. 

Für diese Geräte werden jährlich rund 1,5 Millionen DM an Rundfunkge- 
bühren bezahlt. 

Darüber hinaus ist der Bundesminister der Verteidigung bemüht, die 
Liegenschaften der Bundeswehr an die örtlichen Breitbandnetze der 
Deutschen Bundespost anzuschließen, um grundwehrdienstleistenden 
Soldaten die Möglichkeit zu geben, sich noch umfassender zu infor- 
mieren. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


55. Abgeordneter 

Dr. Schwenk 
(Stade) 

(SPD) 


Wie kommt die Bundesregierung zu der Er- 
kenntnis, daß mit der Einführung eines gesetz- 
lichen Unterhaltsanspruchs der Pflegekinder ge- 
gen ihre Pflegeeltern „nicht zu rechnen " sei 
(Antwort des Staatssekretärs Chory vom 
22. März 1985 auf die Frage des Abgeordneten 
Kastning, Drucksache 10/3117, S. 33), obwohl sie 
an anderer Stelle (siehe o. a. Antwort des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs Erhard) erklärt hat, 
Aussagen über etwaigen Handlungsbedarf seien 
jetzt noch nicht möglich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 24. Juni 

Die zitierte Aussage steht im Zusammenhang mit der Antwort der Bun- 
desregierung zur Einbeziehung der Pflegekinder in die Familienkran- 
kenversicherung der Pflegeeltern. Die Bundesregierung hat bereits in 
ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf 
eines Adoptionsanpassungsgesetzes (Drucksache 10/1746 vom 13. Juli 
1984) gegen die Einbeziehung der Pflegekinder in die Familienkranken- 
hilfe u. a. folgende Bedenken geäußert: 

„Die Einbeziehung würde dem bisherigen gesetzlichen System der Fami- 
lienhilfe widersprechen. Bisher erfaßt die Familienhilfe nur Personen, die 
kraft Gesetzes einen Unterhaltsanspruch gegen den Versicherten haben. 
Pflegekinder haben jedoch bisher - vom Fall der Adoptionspflegschaft 
abgesehen - keinen gesetzlichen Unterhaltsanspruch gegen ihre Pflege- 
eltern; mit der Einführung eines solchen gesetzlichen Anspruchs im 
bürgerlichen Recht ist nicht zu rechnen. " 

Dies schließt nicht aus, daß die Frage eines gesetzlichen Unterhaltsan- 
spruchs der Pflegekinder gegen ihre Pflegeeltern zu gegebener Zeit in 
die Überlegungen zur Neuordnung der Pflegekindschaft im bürgerlichen 
Recht einbezogen wird. 


56. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny-Glotz 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich Ver- 
dachtsmomente gegen carotinhaltige Hautbräu- 
nungspillen mit ihrer Wirkung auf die Augen 
erhärtet haben, und welche Schlußfolgerungen 
für den Schutz der Gesundheit zieht die Bundes- 
regierung daraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 21. Juni 

Arzneimittel zur Bräunung der Haut, die Canthaxanthin als Carotinoid 
enthalten, sind durch wissenschaftliche Publikationen verschiedener For- 
schergruppen und durch Einzelbeobachtungen im In- und Ausland in 
den Verdacht geraten, Ablagerungen in der Netzhaut des Auges zu 
verursachen. 

Das Bundesgesundheitsamt ist nach ersten Meldungen über mögliche 
Risiken bereits im November 1984 mit den pharmazeutischen Unterneh- 
mern in einen Informationsaustausch gemäß dem Stufenplan nach § 63 
des Arzneimittelgesetzes eingetreten. Nach einem sich anschließenden 
Informationsaustausch mit Experten der Ophthalmolgie, Dermatologie 
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und Toxikologie im April 1985 ergab sich auf Grund der vorgestellten 
Befunde die Notwendigkeit zur Einberufung einer Sondersitzung nach 
den Bestimmungen des Stufenplans. Sie fand am 5. Juni 1985 unter 
Beteiligung in- und ausländischer Experten, der obersten Landesgesund- 
heitsbehörden, der Arzneimittelkommissionen der Heilberufe und der 
betroffenen pharmazeutischen Unternehmer statt. Nach eingehender 
Erörterung der Sachlage wies das Bundesgesundheitsamt am Schluß der 
Sondersitzung darauf hin, daß auf Grund der vorgetragenen Stellungnah- 
men Maßnahmen zum Schutz des Verbrauchers erforderlich erscheinen. 
Sie können eine Einschränkung der Anwendungsgebiete oder einen 
Widerruf der Zulassung umfassen. Es wurde allen Beteiligten Gelegen- 
heit zur Vorlage weiterer entscheidungsrelevanter Unterlagen binnen 
zwei Wochen gegeben. Das Bundesgesundheitsamt wird eine Entschei- 
dung nach eingehender Nutzen-Risiko-Abwägung in etwa vier Wochen 
treffen. 

57. Abgeordneter 

Sauer 
(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Jugend- 
religionen, Gurubewegungen und Psychokulte 
besondere psychologische und psychiatrische 
oder psychotherapeutische Techniken einsetzen, 
um Personen von sich abhängig zu machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 24. Juni 

Die vielfältige Kritik an der Praxis sogenannter Jugendreligionen/ 
Jugendsekten richtet sich insbesondere darauf, daß einige Gruppierun- 
gen schon bei den ersten Kontakten auf den einzelnen derart massiv 
psychisch einwirken, daß eine bewußte, von der Verantwortung für die 
Konsequenzen getragene Beitrittsentscheidung kaum noch möglich ist. 
Der Nachweis, daß eine sogenannte Jugendreligion/Jugendsekte allge- 
mein gezielte Methoden und Techniken anwendet, die die Willens- und 
Entscheidungsfreiheit der Betroffenen einschränken oder gar völlig aus- 
schalten, konnte nach Kenntnis der Bundesregierung bisher allerdings 
nicht erbracht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


58. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 20. Juni 

Durch die Neubaustrecke Hannover — Würzburg der Deutschen Bundes- 
bahn (DB) wird die Fahrzeit in dieser Relation um knapp zwei Stunden 
verkürzt und es werden Engpässe beseitigt, die bisher einer Verbesse- 
rung des Schienenverkehrs auf der vorhandenen Nord-Süd-Strecke ent- 


Trifft es zu, daß es bisher noch keine Überlegun- 
gen darüber gibt, was aus der derzeitigen Strek- 
ke, die in Hessen über Fulda, Bad Hersfeld, 
Bebra, Eschwege nach Neu-Eichenberg und 
von dort weiter nach Göttingen führt, werden 
soll, wenn die Neubaustrecke Hannover — Würz- 
burg Anfang der 90er Jahre in Betrieb genom- 
men wird, wie es ein Pressesprecher der Bundes- 
bahndirektion Frankfurt/Main unlängst erklärt 
hat? 
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gegengestanden haben. Bei der DB bestehen bereits konkrete Vorstel- 
lungen über die künftige Belegung der Neubaustrecke und der vorhan- 
denen Nord-Süd-Strecke. Die Überlegungen zur Fahrplangestaltung sind 
jedoch noch nicht abgeschlossen. 


59. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die verkehrsmäßige Bedienung des Raumes 
zwischen Kassel — Göttingen im Norden und 
Fulda im Süden tatsächlich nicht in eine gründli- 
che Kosten-Nutzen- Analyse der Deutschen Bun- 
desbahn eingegangen, bevor die Ausführung 
des 14 Milliarden-Projekts der Neubaustrecke 
von Hannover nach Würzburg begonnen wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 20. Juni 

Die durchgeführten Kosten-Nutzen-Analysen beziehen den gesamten 
Verkehr des Korridors in die Untersuchungen ein; für die Neubaustrecke 
Hannover — Würzburg der Deutschen Bundesbahn werden sowohl 
gesamtwirtschaftlich als auch betriebswirtschaftlich positive Ergebnisse 
ausgewiesen. Das güt auch für den Teilabschnitt dieser Neubaustrecke 
zwischen Kassel und Fulda. 

Die Kosten für die Neubaustrecke Hannover — Würzburg betragen rund 
elf Milliarden DM. 


60. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie soll nach Fertigstellung der Neubaustrecke 
Hannover — Würzburg der von Bebra ausgehen- 
de Schienenverkehr nach Berlin und in die DDR 
mit dem schnellen Netz der Deutschen Bundes- 
bahn verknüpft werden, und hat es darüber 
ebenfalls keine Vorstellungen gegeben, bevor 
mit der Ausführung der Neubautrasse begonnen 
wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 20. Juni 

Der Berlin- und DDR- Verkehr über Bebra kann sowohl in Kassel als auch 
in Fulda auf die Neubaustrecke Hannover — Würzburg übergeleitet wer- 
den und erhält damit auch Anschluß an das für den schnellen Reisever- 
kehr geplante Streckennetz der Deutschen Bundesbahn. 


Gibt es Überlegungen nach Inbetriebnahme der 
Neubaustrecke Hannover — Würzburg, eines der 
beiden Gleise der heutigen Nord-Süd-Strecken 
Göttingen — Fulda und Kassel — Bebra stillzu- 
legen? 


61. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 20. Juni 

Nein. 
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62. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Welche Priorität und bauliche Realisierungs- 
chance hat die bereits in den 70er Jahren 
projektierte Bundesbahn-Neubaustrecke Köln 
— Groß-Gerau für die Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. Juni 

Die frühere Planung für eine Neubaustrecke Köln — Groß Gerau ist nicht 
weiter verfolgt worden. Die Deutsche Bundesbahn hat jedoch nunmehr 
im Rahmen der Fortschreibung der Bundesverkehrswegeplanung für die 
Relation Köln — Rhein/Main eine Neubaustrecke angemeldet. Dieser 
Vorschlag ist auf Grund seiner positiven Beurteilung in den Entwurf des 
Bundesverkehrswegeplans 85 auf genommen worden. 


63. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


64. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


65. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Wird die seinerzeit mit der regionalen Planungs- 
gemeinschaft Rhein-Main-Taunus und den kom- 
munalen Gebietskörperschaften abgestimmte 
Linienführung von Limburg bis Niedernhausen 
in die weitere Planung übernommen? 


Wird die Bundesregierung für die Trassenfüh- 
rung Frankfurt/Main — Mannheim Alternativen 
im Bereich des Main-Taunus-Kreises und des 
Kreises Groß-Gerau vorschlagen, und wie ist da- 
bei die Anbindung des Rhein-Main-Flughafens 
vorgesehen? 


In welcher Weise soll die Landeshauptstadt 
Wiesbaden an die Schnellbahnstrecke angebun- 
den werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. Juni 

Die derzeitigen Planungsvorstellungen der Deutschen Bundesbahn (DB) 
gehen aus von 

- einer möglichst engen Bündelung mit der Bundesautobahn A 3 auch 
im Teilabschnitt Limburg — Niedernhausen, 

- einer Führung der Neubaustrecke über den Flughafen Frankfurt am 
Main mit anschließender Einfädelung in die vorhandene Strecke 
Frankfurt am Main — Mannheim sowie 

- einem Anschluß nach Wiesbaden und einer Abzweigung zum Bahn- 
hof Frankfurt am Main Hauptbahnhof. 

Die eigentliche Planung - insbesondere Einzelheiten der Trassenfüh- 
rung — wird nach der Verabschiedung des Bundesverkehrswegeplans 
erarbeitet; sie muß im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen Verfah- 
ren (Raumordnung und Planfeststellung) abgestimmt und festgelegt wer- 
den. Die DB wird als Planungsträger hierbei auch alternative Lösungen 
zur Diskussion zu stellen haben. 


66. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die vorhandenen 
Rechtsgrundlagen für die Bahnpolizei unter ver- 
fassungsrechtlichen Gesichtspunkten für ausrei- 
chend? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. Juni 

Der Bundesregierung liegen keinerlei Erkenntnisse vor, die unter verfas- 
sungsrechtlichen Gesichtspunkten Zweifel an der Rechtsmäßigkeit der 
vorhandenen Rechtsgrundlagen für ‘die Aufgaben der Bahnpolizei er- 
lauben. 


67. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


68. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die vom Hauptvor- 
stand der Deutschen Bundesbahn erlassene Ver- 
fügung 147 „Polizeiliche Ermittlungsaufgaben 
nach § 163 Strafprozeßordnung (StPO) und nach 
Bahnbetriebsunfallvorschrift" vom 21. März 
1984 für verfassungsrechtlich unbedenklich, 
wenn ja, inwieweit werden durch diese Verfü- 
gung die Pflichten der Bahnpolizeibeamten nach 
§ 163 StPO berührt? 


Ist die Bundesregierung mit der Auffassung des 
Generalstaatsanwalts befaßt worden, daß diese 
Verfügung „gegen wesentliche Grundsätze des 
Strafverfahrensrechts verstoße und die Gefahr 
gewichtiger Rechtsverstöße besorgen lasse" 
(Schreiben an den Justizminister von Nordrhein- 
Westfalen vom 28. Mai 1984), und wenn ja, wel- 
che Stellungnahme hat sie gegebenenfalls dazu 
abgegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. Juni 

Auf Grund von Bedenken verschiedener Staatsanwaltschaften und des 
Bundesministers der Justiz gegen Regelungen über die polizeilichen 
Ermittlungsaufgaben in der Bahnbetriebsunfallvorschrift (BUVO) hat die 
Deutsche Bundesbahn (DB) dazu am 8. März 1984 eine Neuregelung in 
den einschlägigen Vorschriften getroffen. Die Prüfung dieser Neurege- 
lung durch die Bundesregierung, in die auch die Auffassungen der 
Justizverwaltungen der Bundesländer einzubeziehen sind, ist noch nicht 
abgeschlossen; sie wird mit Nachdruck betrieben. 

Bei dieser Prüfung geht es nicht um verfassungsrechtliche Fragen, son- 
dern ausschließlich darum, wie die Anforderungen des Legalitätsprinzips 
nach § 163 Strafprozeßordnung mit den betrieblichen, organisatorischen 
und personellen Möglichkeiten der DB in Einklang gebracht werden 
können. Dabei wird auch das in der dritten Frage genannte Schreiben 
einbezogen. Etwa notwendig werdende Klarstellungen könnten in. die 
laufenden Arbeiten zur Novellierung der Eisenbahn-Bau- und Betriebs- 
ordnung einfließen. 


69. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung — entspre- 
chend der seit Jahren erhobenen Forderung der 
Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands- 
ein bundeseinheitliches Bahnpolizeigesetz dem 
Deutschen Bundestag zuzuleiten, wenn ja, wie 
weit sind die Vorarbeiten hierfür bislang ge- 
diehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. Juni 

Die Bundesregierung beabsichtigt keine Gesetzesinitiative für ein Bahn- 
polizeigesetz. Im Oktober 1984 ist der Gewerkschaft der Eisenbahner 
Deutschlands mitgeteilt worden, daß nach dem gegenwärtigen Stand der 
Rechtsprechung und Literatur kein Regelungsbedarf für ein Bahnpoli- 
zeigesetz anerkannt werden kann. 

70. Abgeordneter Welche Bundesbahnstrecken sollen in Zukunft 

Senfft auf City-Bahn-Betrieb umgestellt werden? 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Das neue City- Bahn- Konzept wird von der Deutschen Bundesbahn (DB) 
zur Zeit auf der Strecke Köln — Gummersbach erprobt. Die aus dem 
Testbetrieb gewonnenen Erkenntnisse sollen mit als Grundlage für die 
weitere Einsatzplanung der City-Bahn dienen. Für einen Einsatz der 
City-Bahn kommen Strecken in Frage, die bestimmte Leistungsmerkmale 
erfüllen. Die DB prüft zur Zeit, welche Strecken diese Voraussetzungen 
für einen City-Bahn-Betrieb erfüllen. 


71. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es 

Kohn aus Gründen des Schutzes der Fußgänger, insbe- 

(FDP) sondere der Schulkinder, von aus den Zügen 

geworfenen Gegenständen dringend erforder- 
lich ist, den Fußgängersteg auf der Eisenbahn- 
brücke Ladenburg — Edingen — Neck arhausen 
mit einem Schutzzaun zu versehen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Im Einzelfall, insbesondere bei konstruktionsbedingter ungünstiger Lage 
parallel geführter Verkehrswege, kann sich die Notwendigkeit für einen 
Schutzzaun oder dergleichen ergeben. 

Nach Mitteüung der Deutschen Bundesbahn (DB) hat sich hinsichtlich 
derartiger Schutzmaßnahmen auf der Eisenbahnbrücke über den Neckar 
in Ladenburg bei Küometer 78,108 der DB-Strecke Frankfurt/Main 
— Heidelberg bisher noch keine Übereinstimmung mit der Stadt Laden- 
burg als Baulastträger für den Gehweg erzielt. Zu berücksichtigen ist 
dabei, daß die tragende Konstruktion des unmittelbar an die Eisenbahn- 
brücke angehängten Gehwegs dringend sanierungsbedürftig ist und die 
geplanten Erhaltungsmaßnahmen mit der Stadt Ladenburg abgestimmt 
werden. 

Es ist davon auszugehen, daß eine einvernehmliche Lösung über die 
sichere Gestaltung dieses Fußgängersteges gefunden wird. 


72. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SPD) 


Welche Überlegungen der Deutschen Bundes- 
bahn sind ausschlaggebend für die geplante 
Führung der Schnellbahnstrecke Köln— Rhein/ 
Main an Bonn vorbei, und sind diese mit der 
Bundesregierung abgestimmt? 
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Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat im Rahmen der Fortschreibung der 
Bundesverkehrswegeplanung für die Relation Köln — Rhein/Main eine 
Neubaustrecke angemeldet. Dieser Vorschlag ist auf Grund seiner positi- 
ven Beurteüung in den Entwurf des Bundesverkehrswegeplanes ’85 auf- 
genommen worden. 

Die derzeitigen Planungsvorstellungen der DB gehen bisher von einer 
rechtsrheinischen Führung im gesamten Streckenverlauf aus. Die eigent- 
liche Planung - insbesondere Einzelheiten der Trassenführung - wird 
jedoch erst nach der Verabschiedung des Bundesverkehrswegeplanes 
erarbeitet; sie muß im Rahmen der gesetzlich vor geschriebenen Verfah- 
ren (Raumordnung und Planfeststellung) abgestimmt und festgelegt wer- 
den. Der Planungsträger DB wird hierbei auch alternative Lösungen zur 
Diskussion zu stellen haben. 


73. Abgeordneter 

Dr. Holtz 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß das 1986/87 fertig werdende Teilstück Düs- 
seldorf — Wuppertal der Ost-West- S-Bahn bis 
zur Fertigstellung der gesamten Strecke nicht 
als S-Bahn genutzt werden soll, und was ge- 
denkt die Bundesregierung dagegen zu tun? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Die Baumaßnahmen der Ost-West-S-Bahn im Abschnitt Düsseldorf- 
— Wuppertal können nicht -wie Sie es angeben - 1986/87 abgeschlos- 
sen werden, sondern frühestens 1988. Eine Teüinbetriebnahme wäre 
auch betrieblich nicht vertretbar. Die Deutsche Bundesbahn ist jedoch 
bestrebt, die ursprünglich für 1990 vorgesehene Inbetriebnahme der 
Gesamtstrecke bis zu zwei Jahren vorzuziehen. 


74. Abgeordneter 

Dr. Holtz 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Planungen für die Bundes- 
bahn-Unterführung im Bereich der B 229 in Lan- 
genfeld-Immigrath, und wann ist mit dem Be- 
ginn und der Beendigung der Bauarbeiten zu 
rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Für die Beseitigung des höhengleichen Bahnüberganges im Zuge der 
B 229 in Langenfeld-Immigrath wurde am 31. Mai 1985 das Planfeststel- 
lungsverfahren eingeleitet. Die Dauer des Verfahrens ist mit zwei Jahren 
veranschlagt, so daß voraussichtlich Mitte 1987 mit den Bauarbeiten 
begonnen werden kann. Für die Bauzeit bis zur Fertigstellung der Maß- 
nahme müssen mindestens zwei Jahre gerechnet werden. 


75. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Worauf ist die Verzögerung der Bauarbeiten im 
Abschnitt Oberölfen im Zuge der B 8 zurückzu- 
führen, und was gedenkt die Bundesregierung 
gegebenenfalls zu tun, um eine Beschleunigung 
herbeizuführen? 
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Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Nach Auskunft der rheinland-pfälzischen Straßenbauverwaltung sind die 
Bauarbeiten für den Ausbau der B 8 im Bereich von Oberölfen in Rich- 
tung Helmenzen z. Z. voll im Gange. Bisher eingetretene Verzögerungen 
sind auf die Witterungsverhältnisse zurückzuführen. 


76. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Worauf ist die Verzögerung der Bauarbeiten im 
Kreuzungspunkt Vierwinden im Zuge der B 8 
zwischen Kircheib und der Landesgrenze Nord- 
rhein-Westfalen zurückzuführen, und was ge- 
denkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu 
tun, um eine Beschleunigung herbeizuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Nach Auskunft der rheinland-pfälzischen Straßenbauverwaltung sind die 
teilweise auf getretenen Verzögerungen beim Ausbau der Kreuzung Vier- 
winden im Zuge der B 8 auf die Witterungsverhältnisse des vergangenen 
Winters und Frühjahrs zurückzuführen. Mit der Fertigstellung kann vor- 
aussichtlich im vierten Quartal 1985 gerechnet werden. 


Wann ist der angekündigte Zeitpunkt gekom- 
men, durch Baumaßnahmen im Raum Dierdorf, 
Kreis Neuwied, die durch einen Erdrutsch ange- 
fallenen Erdmassen im Bereich des Brückenbau- 
werkes und der neuen Trasse im Zuge der B 413 
zwischen Isenburg und Bendorf zu beseitigen, 
damit endlich diese Straßenbaumaßnahme ab- 
geschlossen werden kann? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Nach Auskunft der rheinland-pfälzischen Straßenbauverwaltung werden 
z. Z. die nach einem Hangrutsch angefallenen Erdmassen im Zuge der 
B 413 zwischen Isenburg und Bendorf ausgeräumt und im Trassenbe- 
reich der geplanten Umgehungsstraße Dierdorf— Marienhausen einge- 
baut. Anschließend können die restlichen Bauarbeiten zur Verlegung der 
B 413 zwischen Isenburg und Bendorf weitergeführt werden. 


77, Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


78. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Fischer daß der Bau der zweiten Rheinbrücke (Süd- 

(Osthofen) Brücke) in Worms nicht nur „bauwürdig", son- 

(SPD) dem „vordringlich" ist, und ist sie bereit, diesem 

Projekt die höchste Prioritätsstufe zu geben? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Die geplante Rheinbrücke Worms im Zuge der B 47 kann auf Grund der 
durch die Gutachter ermittelten Nutzen/Kosten-Verhältnisse als bauwür- 
dig angesehen werden. Entsprechend früheren Äußerungen und in 
Abstimmung mit dem Land Rheinland- Pfalz ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß dieses Straßenbauvorhaben ein wichtiges Projekt ist und 
dementsprechend bei den bevorstehenden Gesprächen mit dem Land 
Rheinland -Pfalz in die Projektliste des „vordringlichen Bedarfs" einge- 
stuft werden muß. 
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79. Abgeordneter 

Fischer 

(Osthofen) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung in der Lage zu sagen, 
wann mit dem Bau der Wormser Süd-Brücke 
begonnen wird? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Beim derzeitigen Planungsstand für die Rheinbrücke Worms kann die 
Bundesregierung keine Aussage über einen möglichen Baubeginn ma- 
chen. 


80. Abgeordneter 

Daubertshäuser 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die wirt- 
schaftlichen Auswirkungen der geplanten Eisen- 
bahnfährlinie über die Ostsee zwischen der So- 
wjetunion und Schleswig-Holstein für die Bun- 
desrepublik Deutschland? 


81. Abgeordneter Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung 

Daubertshäuser geprüft, welche Unternehmen in der Bundesre- 

(SPD) publik Deutschland hierdurch in welcher Grö- 

ßenordnung betroffen werden? 


82. Abgeordneter 

Daubertshäuser 


(SPD) 


In welcher Weise bewertet die Bundesregierung 
die positiven und negativen Auswirkungen die- 
ses Projektes auf den Arbeitsmarkt? 


83. Abgeordneter 

Daubertshäuser 

(SPD) 


Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung 
ermittelt, wieviel Dauerarbeitsplätze in der Bun- 
desrepublik Deutschland entfallen bzw. geschaf- 
fen werden? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 24. Juni 

Die Bundesregierung hat mit Beschluß vom 16. April 1985 den Bundesmi- 
nister für Verkehr ermächtigt, bei Schiffahrtsgesprächen mit der Sowjet- 
union sein Einverständnis mit Expertengesprächen über das Projekt einer 
Eisenbahnfährverbindung zwischen einem deutschen und einem sowjeti- 
schen Ostseehafen zu erklären. Zweck der Expertengespräche wird es 
sein, eine umfassende und detaillierte Beschreibung der Planung und 
Durchführung des Projekts zu erhalten. Erst auf Grund des Ergebnisses 
der Expertengespräche, in denen die verschiedenen Gestaltungsmöglich- 
keiten des Projekts untersucht werden können, lassen sich die wirt- 
schafts- und beschäftigungspolitischen Auswirkungen abschließend be- 
urteilen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


84. Abgeordneter 

Catenhusen 

(SPD) 


Wann und nach welchen Kriterien wird die Deut- 
sche Bundespost darüber entscheiden, in wel- 
chen Städten 1986 Betriebsversuche mit Serien- 
technik für das TEMEX-System beginnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27, Juni 

Die für 1986 vorgesehenen Betriebsversuche zum TEMEX-Dienst dienen 
aus Sicht der Deutschen Bundespost dem Finden einer Serientechnik. Die 
Auswahl der Betriebsversuchsstandorte geschah und geschieht abhängig 
von dem Intresse und den Möglichkeiten Postexterner, ihrer Anwendun- 
gen frühzeitig zu erproben. Dabei ist beabsichtigt, möglichst mehrere 
Anwendungen jeweüs in einem System zu testen. Die Auswahl der 
Versuchsstandorte sollte bis etwa September 1985 abgeschlossen sein, 
damit Abstimmungen und Vorbereitungsmaßnahmen noch durchführbar 
sind. 

85. Abgeordneter Welche Anwendungsbereiche für das TEMEX- 

Catenhusen System sind in den Betriebsversuchen vorgese- 

(SPD) hen oder möglich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Juni 

Als Anwendungsbereiche, die zur Informationsübermittlung den 
TEMEX-Dienst nutzen wollen, sind der Deutschen Bundespost bisher 
folgende Überlegungen bekanntgeworden: 

- Übermitteln von Alarmen in personen- und objektbezogenen Notfäl- 
len (Krankheit, Überfall, Aufzughüferufe, Ausfall technischer Sy- 
steme) 

- Übermitteln von Schaltbefehlen (z. B. in Parkleitsystemen, Informa- 
tionstafeln im öffentlichen Nahverkehr) 

- Ablesen von Meßgeräten, Zählern (z. B. bei Heizungsanlagen, Groß- 
verbrauchern, Wärmeverbrauchsmessern) 

- Einstellen von Thermostaten (z. B. Heizungssteuerung) 

- Zuordnen von „Programmpaketen" in TV- Verteilanlagen 

- Grenzwertüberwachung in Warenautomaten, bei Wasserständen u. a. 

Andere Anwendungsmöglichkeiten, sofern sie in die Parameter des Dien- 
stes passen, können auf Wunsch gleichfalls getestet werden. 


86. Abgeordneter Mit welchen Städten werden z. Z. von seiten der 

Catenhusen Deutschen Bundespost Verhandlungen mit dem 

(SPD) Ziel einer Beteiligung an dem Betriebsversuch 

geführt, und welche Kosten können für eine 
Stadt bei einer Teilnahme am Betriebsversuch 
entstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Juni 

Es werden keine Verhandlungen ausschließlich auf die Städte bzw. 
Stadtverwaltungen bezogen geführt, insofern ist auch keine Benennung 
von Kosten möglich. Vielfach haben sich jedoch unter der Federführung 
von Kommunen Anwender standortbezogen gruppiert. Darin sind dann 
sowohl die Stadt als auch kommunale Betriebe und die private Wirtschaft 
vertreten. 

Grundsätzliche Übereinkunft - Deutsche Bundespost mit jeweiliger 
Anwendergruppe- zur Durchführung von Betriebsversuchen besteht 
bezüglich der Standorte Hannover, Osnabrück, Münster, Dortmund, Köln 
und Mannheim. Der Kreis der Versuchsstandorte ist aber noch offen. 
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87. Abgeordneter Welche datenschutzrechtlichen Bestimmungen 

Catenhusen werden speziell für den geplanten TEMEX-Be- 

(SPD) triebsversuch gelten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Juni 

Grundsätzlich gelten die Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes. 
Die Teilnehmerverhältnisse am jeweiligen Betriebsversuch TEMEX wer- 
den auf Grund von Einzelvereinbarungen abgeschlossen. Die Texte zu 
diesen Einzelvereinbarungen werden, in Analogie zum Verfahren bei 
den TEMEX-Systemversuchen, mit den betroffenen Stellen des Daten- 
schutzes vorher abgesprochen. 

88. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß in Sozialräumen von Post- 

Gansei ämtern im Rahmen von Energieeinsparmaßnah- 

(SPD) men aufwendige Umbauarbeiten durchgeführt 

worden sind, um Mitarbeiter im Zustelldienst zu 
zwingen, ihre Hände mit kaltem Wasser statt mit 
warmen Wasser zu waschen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Juni 

Seit 1977 gelten bei der Deutschen Bundespost die Regelungen der 
Arbeitsstättenverordnung und der Arbeitsstättenrichtlinien hinsichtlich 
der Installation von Kalt- und Warm wasserzapf stellen für die Körperreini- 
gung. 

Danach werden für Kräfte mit Schmutzarbeit Waschräume mit Warmwas- 
serzapfstellen eingerichtet. Mitarbeiter im Zustelldienst gehören nicht zu 
diesen Kräften. 

Es sind keine Anweisungen ergangen, vorhandene Warmwasserzapfstel- 
len stillzulegen. Auch ist hier nicht bekannt, daß aufwendige Umbauar- 
beiten mit diesem Ziel durchgeführt wurden. Im übrigen wird z. Z. 
geprüft, ob und in welchem Umfange für Kräfte, die keine Schmutzarbeit 
verrichten, Warmwasserzapfstellen eingerichtet werden sollen. 

89. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost ihren 

Michels Bedarf im wesentlichen bei der Firma Siemens 

(CDU/CSU) deckt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Juni 

Es trifft nicht zu, daß die Deutsche Bundespost ihren Bedarf im wesentli- 
chen bei der Firma Siemens deckt. 

90. Abgeordneter Wenn ja, warum greift die Deutsche Bundespost 

Michels nicht auf die qualitativ hochwertigen Geräte der 

(CDU/CSU) Firma Nixdorf zurück? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Juni 

Die Deutsche Bundespost (DBP) vergibt ihre Aufträge nach den von allen 
öffentlichen Auftraggebern anzuwendenden Vergabebestimmungen im 
Wettbewerb an fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige Bewerber. 
Dementsprechend wird auch die Firma Nixdorf - soweit sie die von der 
DBP nachgefragte Technik anbietet - jeweils am Wettbewerb beteiligt. 
Dabei hat sie wiederholt Aufträge erhalten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtbau 


91. Abgeordneter 

Curdt 

(SPD) 


Wieviel Projektan träge und mit welchem Volu- 
men aus der Städtebauförderung hat der Bun- 
desminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau für das Haushaltsjahr 1984 bzw. 
1985 erhalten oder genehmigt und bezahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 21. Juni 

Städtebauförderung ist eine den Ländern und Gemeinden obhegende 
Aufgabe. 

Der Bund gewährt den Ländern dazu „Finanzhilfen für besonders 
bedeutsame Investitionen 11 (Artikel 104 a Abs. 4 GG). 

Das Verfahren im einzelnen ist in §§ 71 bis 75 Städtebauförderungsgesetz 
und der dazu zwischen Bund und Ländern abgeschlossenen Verwal- 
tungsvereinbarung vom 30. Juni/30. Oktober 1977 geregelt. 

Danach stellt der Bund seine Finanzhüfen ausschließlich für bestimmte, 
ihm von den Ländern vorgeschlagene Maßnahmen zur Verfügung. Im 
Haushaltsjahr 1984 war dafür im Bundeshaushalt ein Verpflichtungsrah- 
men von 280 Millionen DM, im Haushaltsjahr 1985 ein solcher von 
330 Millionen DM bereitgestellt. 

Damit werden in beiden Haushaltsjahren rund 620 Maßnahmen der 
Länder gefördert. 


92. Abgeordneter 

Curdt 

(SPD) 


Für welche Projektarten und mit welchen Sum- 
men sind im abgelaufenen bzw. im laufenden 
Haushaltsjahr die Städtbauförderungsausgaben 
des Bundes geleistet worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 21. Juni 

Die städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen (§ 1 
StBauFG) reichen inhaltlich von der städtebaulichen Untersuchung und 
Rahmenplanung über Ordnungs- und Erschließungs- bis zu Baumaßnah- 
men (Modernisierung, Instandsetzung, Ersatz Wohnungsbau, Betriebsver- 
lagerung, Standortsicherungsmaßnahmen, Gemeinbedarfs- und Folge- 
einrichtungen usw.). Eine Aufteüung der vom Bund gewährten Finanzhil- 
fen auf diese unterschiedlichen Maßnahmearten ist an Hand der mir zur 
Verfügung stehenden Unterlagen nicht möglich. 


93. Abgeordneter 

Curdt 

(SPD) 


Wie hoch sind bei der geltenden Regelung der 
Städtbauförderung die Mischfinanzierungsantei- 
le vom Bund, von den Ländern und von den 
Gemeinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 21. Juni 

Der Bund beteüigt sich an der Finanzierung der in das Bundesprogramm 
aufgenommenen städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen mit einem Drittel der förderungsfähigen Kosten. Die Aufteilung 
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des darüber hinausgehenden Finanzierungsteils zwischen Ländern und 
Gemeinden ist Sache der Länder. In der Regel tragen Land und 
Gemeinde je ein weiteres Drittel zur Finanzierung bei. 


94. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Welche Annahmen über die künftige Preisent- 
wicklung auf dem Wärmemarkt liegen den Aus- 
sagen der Bundesregierung über die wirtschaft- 
liche Vertretbarkeit von Anforderungen im Wär- 
meschutz von Gebäuden zugrunde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 24. Juni 

Die wirtschaftliche Vertretbarkeit von Anforderungen an den energiespa- 
renden Wärmeschutz von Gebäuden bestimmt sich nach § 5 des Gesetzes 
zur Einsparung von Energie in Gebäuden. Danach gelten Anforderungen 
als wirtschaftlich vertretbar, wenn generell die erforderlichen Aufwen- 
dungen innerhalb der üblichen Nutzungsdauer durch die eintretenden 
Einsparungen erwirtschaftet werden können. Demzufolge ist die Wirt- 
schaftlichkeit neben den Preisen auf dem Wärmemarkt und ihrer Ent- 
wicklung auch von den Preisen für Bauleistungen und dem Kapitalzins 
abhängig. 

Die Preisentwicklung auf dem Wärmemarkt unterliegt beträchtlichen 
Unsicherheiten. Bei der Festlegung der Anforderungen in der novellier- 
ten Fassung der Wärmeschutzverordnung vom 22. Februar 1982, die am 
1. Januar 1984 in Kraft getreten ist, ist die Bundesregierung in ihren 
Modellrechnungen von einem Preis für leichtes Heizöl von 0,70 DM/LPer 
und einer jährlichen Energiepreissteigerung von 5 v. H. ausgegangen. 
Obwohl seit dem Jahr 1982 die Energiepreise praktisch stabü geblieben 
sind, hält sie diese Annahmen für die zu betrachtenden Zeiträume der 
Nutzungsdauer von Gebäuden nach wie vor für realistisch. 


95. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
(Pressemitteilung Bundesministerium für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau 25/85), daß 
350 Millionen DM Bundesmittel für die Städte- 
bauförderung zu einem Investitionsvolumen von 
3 Milliarden DM führen? 


96. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 
Bundesminister Dr. Schneider (Pressemitteüung 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau 90/82), daß die Bundesmittel 
für Städtebauförderung zu Investitionen in nur 
fünffacher Höhe führen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 24. Juni 

Die Bundesregierung geht auf der Grundlage heute vorliegender Unter- 
suchungsergebnisse davon aus, daß die vom Bund nach dem Städtebau- 
förderungsgesetz gewährten Finanzhüfen an die Länder direkt und indi- 
rekt öffentliche und private Investitionen in bis zu zehnfacher Höhe 
anstoßen. 
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97. Abgeordneter 

Dr. Mertens 
(Bottrop) 

(SPD) 


Wie haben sich nach Ist- bzw. Sollzahlen die 
Bundesausgaben und di : mischfinanzierten Ge- 
samtausgaben für Städtebau bis 1985 einschließ- 
lich gegenüber dem Stand von 1982 entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 26. Juni 


Die Ausgaben des Bundes für Finanzhilfen an die Länder zur Förderung 
von städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen nach 
dem Städtebauförderungsgesetz betrugen 


- in 1 000 DM - 


1982 

1983 

1984 

1985 

Soll 

306000 

282 000 

327 700 

280 000 

Ist 

285 743 

236 199 

265314 

— 


Da der Anteil der Finanzhilfen des Bundes an den insgesamt eingesetzten 
Fördermitteln ein Drittel beträgt, belaufen sich die „mischfinanzierten" 
Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden im Rahmen des Bundes- 
programms nach § 72 Städtebauförderungsgesetz (StBauFG) auf das 
Dreifache der genannten Beträge. 

Zum Verständnis der genannten Beträge ist auf folgendes hinzuweisen: 

Der Bund stellt den Ländern seine Finanzhilfen auf Grund entsprechen- 
der haushaltsrechtlicher Ermächtigungen jährlich in Form von Verpflich- 
tungsrahmen bereit. Die im Bundeshaushaltsplan für die Städtebauförde- 
rung bei Kapitel 2502 Titelgruppe 01 veranschlagten Ansätze sind dazu 
bestimmt, die Verpflichtungen aus den Bereitstellungen in früheren Jah- 
ren kassenmäßig abzudecken. Die Höhe der Ansätze folgt hierbei dem 
voraussichtlichen Auszahlungsbedarf der Länder, der wiederum vom 
Baufortschritt der geförderten Maßnahmen abhängig ist. 

Bei dieser haushaltstechnischen Abwicklung ist es kaum zu vermeiden, 
daß der tatsächliche Bedarf hinter dem bei der Haushaltsaufstellung 
vorausgeschätzten Betrag zurückbleibt. 

Die insoweit entstehenden Minderausgaben gehen der Städtebauförde- 
rung aber nicht verloren. Da dem Ansatz des Bundeshaushaltsplans 1984 
entsprechende Verpflichtungen des Bundes gegenüber den Ländern 
zugrunde lagen, wird der nicht verausgabte Ansatz lediglich zeitlich ver- 
schoben und steht im Haushaltsjahr 1985 als Ausgaberest - zusätzlich zu 
den Ansätzen des Bundeshaushaltsplans 1985 - wieder zur Verfügung. 


98. Abgeordneter Wie werden sich nach dem heutigen Wissens- 

Dr. Mertens stand die Bundesausgaben und die Gesamtaus- 

(Bottrop) gaben für Städtebau bis 1988 entwickeln? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 26. Juni 

Der Bundeshaushaltsplan sieht in den - insoweit nicht verbindlichen - 
Erläuterungen zu Kapitel 25 02 Titel 852 12 und 882 12 zur Abwicklung 
der bisher bereit ge stellten Verpflichtungsrahmen für die Städtebauförde- 
rung in den Haushaltsjahren 



- in 1 000 DM - 


1986 

1987 

1988 

279 000 

226000 

111000 
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als zu veranschlagende Ausgaben vor. Die Ausgaben von Bund, Ländern 
und Gemeinden im Rahmen des Bundesprogramms nach § 72 StBauFG 
betragen insgesamt das Dreifache der genannten Beträge. 

Über den Umfang der Verpflichtungsrahmen des Bundes für die Städte- 
bauförderung im Programmjahr 1986 sowie die danach in den Haushalts- 
jahren 1986 ff. insgesamt erforderlichen Kassenmittel wird die Bundesre- 
gierung mit der Beschlußfassung über den Entwurf des Bundeshaushalts- 
plans 1986 und den Finanzplan für die Jahre 1985 bis 1989 entscheiden. 

Auch bei Ländern und Gemeinden stehen die ab 1986 wirksamen Haus- 
haltsentscheidungen über die Ausgaben für die Städtebauförderung 
noch aus. 


Bonn, den 28. Juni 1985 
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